
Ausgabe 01/2020
8. Mai 2020

Aktuelle Themen

KAMMERaktuell
Informationen der Rechtsanwaltskammer Sachsen

RECHTS
ANWALTS
KAMMER
SACHSEN

Rechtsanwaltskammer Sachsen
01099 Dresden | Glacisstraße 6

Telefon: 0351  318 59 09
Telefax: 0351 336 08 99

 E-Mail: info@rak-sachsen.de

www.rak-sachsen.de

Kammerversammlung 2020
Bedingt durch die Auswirkungen der Corona-Pandemie kann die Kammerversamm-
lung nicht wie geplant am 25. Mai 2020 stattfinden. Weiteres auf 	 Seite 4

Seminarangebot der RAK Sachsen
Nach einer Corona-bedingten Pause ist der Start des Seminarbetrieb wieder ab Juni 
geplant. Das aktuelle Seminarangebot finden Sie online oder ab	 Seite 25

Geldwäscheprävention
Mit Beginn des Jahres 2020 ist eine neue Fassung des Geldwäschegesetzes in Kraft 
getreten. Über die Reichweite der Neuerungen und die Erkenntnisse aus den bis-
herigen Aufsichtsprüfungen lesen Sie ab 	 Seite 6

Hinweis zur Corona-Pandemie 
Über verschiedene Maßnahmen des Bundes und des Freistaates zur Unterstützung 
von Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte informieren wir ab	 Seite 5



EDITORIAL

AKTUELL

ENTWICKLUNGEN

BERICHTE

MITTEILUNGEN

FACHANWALTSCHAFTEN

RECHTSPRECHUNG

AUS- & WEITERBILDUNG

FORUM

PERSONALIEN

BUCHBESPRECHUNGEN 

SEMINARANGEBOT 

ANZEIGEN

KONTAKT  

IMPRESSUM 

Aus dem Inhalt

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3

Kammerversammlung 2020. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                          4
Hinweise zur Corona-Pandemie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                       5
Die Geldwäscheprävention verschärft sich weiter. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                          6

Elektronische Verfahrensakte in der sächsischen Justiz . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                      9
Elektronischer Rechtsverkehr mit E-JUSTIZ-BA. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                             9
Formalien auf elektronisch. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                          11
Britische Anwälte nach dem Brexit . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                    11

Neujahrsempfang der RAK Sachsen. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                   13

Umsatzsteuerliche Hinweise für Rechtsanwälte. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                           15
Neues aus Brüssel und Europa . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                       15
Hinweise für im Migrationsrecht tätige Rechtsanwälte . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                     16

Bestellung in Fachanwaltsausschüsse der RAK Sachsen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                    16

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16

Hinweis für ausbildende Kolleginnen und Kollegen. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                        17
Abschlussprüfung (ReFa) 2020 und Corona-Pandemie . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                     18
Prüfungstermine 2020 . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                             18
Auszubildende zum/ zur Rechtsanwaltsfachangestellen . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                    18
Ergebnisse Abschlussprüfung Rechtsanwaltsfachangestellte Winter 2019. . . . . . . .       18
Ergebnisse der Zwischenprüfung 2019. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                 19
Aufstiegsfortbildung Geprüfter Rechtsfachwirt / Geprüfte Rechtsfachwirtin 	����������20
Seminarangebot der RAK Sachsen 2020. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                20

Glosse . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .                                                         21

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 22

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 23

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 23

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 31

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 34

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 35



Editorial 01/2020

KAMMER aktuell          3 

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

dies ist die erste Online-Ausgabe von KAMMERaktuell. Wie schon 
einige andere regionale Rechtsanwaltskammern haben auch wir 
uns entschlossen, umweltfreundlich und kostensparend zugleich 
unsere Kammerzeitung nicht mehr in Papierform an unsere Mit-
glieder zu versenden, sondern dafür das besondere elektronische 
Anwaltspostfach zu nutzen. Zudem wird KAMMERaktuell auf un-
serer Website veröffentlicht, was Ihnen zugleich den jederzeitigen 
Zugang eröffnet. In dieser Ausgabe berichten wir ausführlich zum 
aktuellen Stand der elektronischen Verfahrensakte in der sächsi-
schen Justiz und zur Einführung von E-Justiz-BA in Sachsen. Au-
ßerdem informieren wir Sie über die Neuerungen im Geldwäsche
gesetz 2020 und die hiernach verschärfte Geldwäscheprävention. 
Außerdem geben wir einen zusammenfassenden Überblick über 
die Hilfsmaßnahmen des Bundes und des Freistaates Sachsen zur 
Abmilderung der wirtschaftlichen Folgen der Corona-Pandemie, 
die auch von Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten in Anspruch 
genommen werden können. Weitere ausführliche Informationen 
dazu finden Sie seit dem Beginn der Corona-Krise ständig aktuali-
siert auf unserer Homepage.

Aufgrund der wenn auch inzwischen teilweise gelockerten be-
hördlichen Einschränkungen zum Zwecke der Eindämmung der 
Corona-Pandemie, mit denen Infektionsketten vermieden  und un-
ser aller Gesundheit geschützt werden sollen, entschloss ich mich 
in Übereinstimmung mit dem weiteren Präsidium, die eigentlich 
für den 25.05.2020 anberaumte diesjährige Kammerversamm-
lung abzusagen. Ich hoffe, dass wir die Kammerversammlung, 
wie in meinem Schreiben vom 30.04.2020 angekündigt, nach 
den Sommerferien, also Anfang September unter für alle unsere 
Mitglieder zumutbaren Bedingungen nachholen können. Vorüber-
gehend einstellen mussten wir auch zum Schutze aller Beteiligten 
den Seminarbetrieb. Ab Juni können wir wieder Seminare, wenn 
auch mit eingeschränkter Teilnehmerzahl, anbieten. Ungeachtet 
dessen gehen wir aber davon aus, dass es auch in diesem Jahr ge-
nügend Angebote an Präsenz- und Onlineseminaren geben wird, 
um allen Fachanwältinnen und Fachanwälten die kalenderjährlich 
vorgeschriebene Erfüllung der Fortbildungspflicht zu ermöglichen, 
zumal bekanntlich fünf Zeitstunden auch im Wege des Selbststu-
diums mit Lernerfolgskontrolle absolviert werden können (§ 15 
FAO).

Trotz der einschneidenden Folgen der Corona-Pandemie gab  es 
in der Zeit seit März 2020 keinen „Stillstand der Rechtspflege“ in 
Sachsen. Das ist nicht nur ein Verdienst der sächsischen Justiz, also 
der Richterinnen und Richter und sämtlicher Justizbediensteten, 
sondern auch der sächsischen Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälte, ohne die eine funktionierende Rechtspflege nicht möglich 
ist. Für Ihr Engagement, liebe Kolleginnen und Kollegen, in die-
ser schwierigen Zeit danke ich Ihnen und Ihren Kanzleimitarbeite-
rinnen und -mitarbeitern zugleich im Namen des Vorstandes der 
Rechtsanwaltskammer Sachsen sehr herzlich. Viele von Ihnen ar-
beiteten seither im Homeoffice mit gleichzeitiger Eigenbetreuung 
der Kinder. Viel zu lange dauerte es, bis es mit Unterstützung des 
SMJuDEG endlich gelang, dass wir Rechtsanwältinnen und Rechts-
anwälte im Rahmen der Allgemeinverfügungen des Sächsischen 
Staatsministeriums für Soziales und Gesellschaftlichen Zusammen-
halt als systemrelevant eingestuft wurden und nunmehr ebenso 
wie unsere Mitarbeiter Zugang zur Kindernotbetreuung haben. Es 
hat sich wieder einmal gezeigt, dass die Bedeutung der Anwalt-
schaft als „Organ der Rechtspflege“ in Politik und Gesellschaft 

noch immer nicht hinreichend 
wahrgenommen wird.

Nachdem die sächsische Justiz 
ankündigte, dass die Gerichte in 
Sachsen in den nächsten Wochen 
wieder in den „Normalbetrieb“ zu-
rückkehren wollen, gilt es nun, die 
aufgelaufenen Rückstände zügig 
abzuarbeiten. Die damit verbun-
dene Häufung von Terminswahrnehmungen und einzuhaltenden 
Fristen wird für uns alle zu einer zusätzlichen Belastung führen, 
zumal die in den vergangenen Wochen oftmals mit allzu heißer 
Nadel gestrickten und vom Bundestag im Eilverfahren verabschie-
deten „Corona-Gesetze“ für Verbraucher und Unternehmen in 
vielen Rechtsbereichen, insbesondere im Arbeitsrecht, Insolvenz-
recht, Mietrecht und Gesellschaftsrecht, Klärungsbedarf und neu-
es Streitpotential in sich tragen. Vergessen wir dabei aber nicht, 
dass der Gesundheitsschutz auch weiterhin höchste Priorität ge-
nießen muss und wir von einem Normalbetrieb, wie wir ihn bisher 
kannten, noch weit entfernt sind.

Die sächsische Verwaltungs- und Verfassungsgerichtsbarkeit ist 
derzeit zusätzlich mit zahlreichen Eilverfahren befasst, in denen 
es um die gerichtliche Kontrolle der Einschränkungen von Bürger-
rechten durch die zur Eindämmung der Corona-Pandemie vom 
Bund und den Ländern auf der Grundlage des Infektionsschutz-
gesetzes beschlossenen Maßnahmen und ihre rechtsstaatliche 
Überprüfung geht. Die Bundesjustizministerin Lambrecht hat an-
gekündigt, dass sie alle ausgesetzten Rechte wieder in Kraft setzen 
werde, sobald die Gesundheitslage dies erlaube. Aber nicht nur 
die Grundrechte müssen wieder zur vollen Geltung gelangen, son-
dern auch die eiligst beschlossenen Änderungen des materiellen 
und prozessualen Rechts, die nicht nur viele ungeklärte Rechtsfra-
gen mit sich bringen, sondern auch den Zugang zum Recht durch 
verfahrensändernde Regelungen einschränken, bedürfen, soweit 
nicht bereits mit einem Enddatum versehen, sodann der umfang-
reichen Evaluierung.

Keine grundlegende, aber doch eine „kleine Reform“ der ZPO hat 
das „Gesetz zur Regelung der Wertgrenze für die Nichtzulassungs-
beschwerde in Zivilsachen, zum Ausbau der Spezialisierung bei den 
Gerichten sowie zur Änderung weiterer prozessualer Vorschriften“ 
gebracht, dessen Regelungen teilweise bereits zum 01.01.2020 in 
Kraft traten und teilweise erst zum 01.01.2021 in Kraft treten wer-
den. Hier geht es im Wesentlichen um Entfristungen, Spezialisie-
rung bei den Land- und Oberlandesgerichten und die Steigerung 
der Effizienz des Zivilprozesses. Diese Änderungen der ZPO schei-
nen der Aktualität geschuldet etwas aus dem Blickfeld geraten zu 
sein.

Mit besten kollegialen Grüßen

Ihr

Dr. Detlef Haselbach, Präsident
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Kammerversammlung 2020 der RAK Sachsen 

Absetzung des Termins 25. Mai 2020

Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,

die anhaltenden Auswirkungen der Corona-Pandemie beeinflussen weiterhin alle Bereiche unseres be-
ruflichen und privaten Lebens. Nach wie vor gilt, unser Leben so zu organisieren, dass Infektionsgefahren 
weitestgehend vermieden und Infektionsketten unterbrochen werden.

Ich bitte daher um Verständnis dafür, dass entgegen der Ankündigung in unserer Mitgliederzeitschrift 
KAMMERaktuell 3/2019 vom 15. November 2019 auch die diesjährige Kammerversammlung nicht wie ge-
plant am 25. Mai 2020 in Dresden stattfinden kann. Die aktuellen rechtlichen Vorgaben zur Durchführung 
von Versammlungen und die zu erwartenden Entwicklungen aufgrund der Corona-Pandemie lassen es 
derzeit nicht zu, eine Kammerversammlung im üblichen Rahmen durchzuführen. Für eine virtuelle Veran-
staltung fehlen die rechtlichen Rahmenbedingungen und der organisatorische und finanzielle Aufwand ist 
nicht abschätzbar.

Ich hoffe sehr, dass ich Ihnen in absehbarer Zeit einen neuen Termin für unsere Kammerversammlung 
mitteilen kann, welcher sicherlich erst nach den sächsischen Sommerferien, mithin nach dem 29. August 
2020, liegen wird. 

Die für den 25.05.2020 vorgesehene Tagesordnung umfasste bislang die jährlich notwendigen Berichte zur 
Arbeit der Rechtsanwaltskammer Sachsen, zum Haushalt und die entsprechenden Beschlüsse. Außerdem 
waren Änderungen verschiedener Kammersatzungen zur Beschlussfassung vorgesehen. Tagesordnungs-
punkte oder Anträge aus der Kollegenschaft gingen bis zum Ablauf der hierfür gesetzten Frist nicht ein. 

Die Ankündigung des neuen Termins der Kammerversammlung wird entsprechend den Vorgaben des § 6 
der Geschäftsordnung der Rechtsanwaltskammer Sachsen unter Beifügung der vorläufigen Tagesordnung 
erfolgen, so dass erneut die Möglichkeit bestehen wird, Tagesordnungspunkte vorzuschlagen oder Anträ-
ge anzukündigen.

Sollte wider Erwarten die Zeit bis zum neuen Termin unserer Kammerversammlung zu lang werden, werde 
ich technische Möglichkeiten prüfen, Ihnen zumindest auf virtuellem Wege vorab über die Kammerarbeit 
zu berichten und von Ihnen etwaig gestellte Fragen zu beantworten. Hierzu werde ich sie rechtzeitig in-
formieren.

Ich wünsche Ihnen, Ihren Mitarbeitern und Ihren Familien weiterhin Gesundheit.

Mit freundlichen kollegialen Grüßen

Dr. D. Haselbach
Präsident

30.04.2020
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Hinweise zur Corona-Pandemie

Aufgrund der aktuellen Entwicklung 
bezüglich der Pandemie durch den Co-
ronavirus SARS-CoV-2 sieht sich auch 
die Anwaltschaft vor neuen Heraus-
forderungen gestellt. Einige Kanzleien 
spüren jetzt schon die Auswirkungen 
anhand schwindender Neumanda-
te. Es besteht die Gefahr, dass gut-
laufende Kanzleien unverschuldet in 
finanzielle Schwierigkeiten geraten. 
Um Unternehmen, zu welchen auch 
Kanzleien gehören, zu unterstützen, hat 
der Bund sowie der Freistaat Sachsen 
verschiedene Maßnahmen getroffen.

Die Bundesagentur für Arbeit informiert 
zu Kurzarbeitergeld, Arbeitslosengeld 
II für Soloselbständige/Freiberufler, Ar-
beitslosengeld I für gekündigte Arbeit-
nehmer.

Kurzarbeitergeld 
Anzeige über den Arbeitsausfall
Formular für Leistungsantrag 

Im Hinblick auf die Wahrung der an-
waltlichen Verschwiegenheitspflicht bei 
der Anzeige des Arbeitsausfalls, welche 
Angaben zu den Ursachen des Arbeits-
ausfalls und den Hauptauftraggebern 
verlangt, wandte sich die RAK Sachsen 
an die Bundesagentur für Arbeit, Regi-
onaldirektion Sachsen. Gern können Sie 
dieses Schreiben vom 24.03.2020 Ihrem 
Antrag beifügen.

Kinderzuschlag – Unterstützung für Fa-
milien mit kleinem Einkommen

Der Bund hat zudem einen eigenen Fi-
nanzschild für Unternehmen über KfW 
Kredite und Bürgschaften geschaffen. 
Einen Überblick über Hilfeleistungen und 
sonstige oft gestellten Fragen finden Sie 
unter folgendem Link.

Eine Zusammenstellung der Hilfs- und 
Fördermöglichkeiten des Bundes und al-
ler Bundesländer finden Sie hier.

Der Freistaat Sachsen und verschie-
dene Kommunen haben darüber hin-
aus Förderinstrumente für Unterneh-
men, Selbstständige und Freiberuf-
ler in Sachsen geschaffen. Übersicht 
Dazu gehören unter anderem

• �Entschädigungsgeld bei einer Quaran-
täneanordnung

• �Sonderprogramm „Sachsen hilft so-
fort“ für sächsische Kleinstunterneh-
men, Unternehmen und Freiberufler. 
Hierfür können Anträge an die Sächsi-
sche Aufbaubank SAB gestellt werden.

• �Soforthilfeprogramm vom Freistaat 
und des Bundes für Kleinunterneh-
men und Freiberufler (Zuschüsse bis 
zu 15.000 €). Hierfür können Anträge 
an die Sächsische Aufbaubank SAB ge-
stellt werden.

• �Zuwendungsprogramm Sorthilfe 
Corona-Pandemie“ der Stadt Dres-
den für Freiberufler, Selbständige und 
Kleinstunternehmer

• �steuerliche Unterstützungmaßnahmen 
der Stadt Leipzig

Steuererleichterungen (FAQ)

• �Herabsetzung der Vorauszahlungen 
für Ertragsteuern (Einkommen-, Kör-
perschaft- und Gewerbesteuer) auf-
grund der in kürzester Zeit gesunkenen 
Ertragserwartung für das Jahr 2020. 
Hierbei ist es erforderlich gegenüber 
dem Finanzamt darzulegen, dass auf-
grund der bereits eingetretenen und 
noch zu erwartenden Umsatzausfälle 
ein niedrigeres als den bisher festge-
setzten Vorauszahlungen zugrundelie-
gendes zu versteuerndes Einkommen 
2020 zu erwarten ist.

• �Es besteht die Möglichkeit, die Einkom-
men-, Körperschaft- und Umsatzsteu-
er zu stunden. Betroffene können sich 
mit einem formlosen Antrag direkt an 
ihr zuständiges Finanzamt wenden. 
Die Regelungen gelten bis 31. Dezem-
ber 2020 und werden in Sachsen auch 
auf Landessteuern angewendet.

• �Zur Herabsetzung der Gewerbesteuer-
vorauszahlungen kann das Finanzamt 
auf Antrag den Gewerbesteuermessbe-
trag mindern. Stundungs- und Erlassan-
träge für die Gewerbesteuer sind an die 
jeweiligen Gemeinden zu richten. 
Auch für den Erlass oder die Stundung 

der Grundsteuer sind die Gemeinden 
zuständig.

• �Auf Vollstreckungsmaßnahmen (z. B. 
Kontopfändungen) bzw. Säumniszu-
schläge wird bis zum 31.12.2020 ver-
zichtet, solange der Schuldner einer 
fälligen Steuerzahlung unmittelbar von 
den Auswirkungen des Corona-Virus 
betroffen ist.

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat 
im Einvernehmen mit den obersten Fi-
nanzbehörden der Länder Regelungen 
erlassen, die für die von den Folgen der 
Corona-Krise betroffenen Steuerpflich-
tigen steuerliche Erleichterungen vorse-
hen. Von besonderer Bedeutung ist die 
Möglichkeit, Steuerforderungen zinslos 
zu stunden. (Quelle: BMF)

Eine Stundung ist grundsätzlich für alle 
Steuerarten möglich. Nur die Lohnsteuer 
und Kapitalertragsteuer dürfen vorerst 
nicht gestundet werden.

Gesamtübersicht als FAQ zu Steuerer-
leichterungen aufgrund der Corona-
Pandemie (Stand 01. April 2020)

Eine Stundung der Beiträge zu den er-
leichterten Bedingungen ist hiernach 
grundsätzlich nur dann möglich, wenn 
alle anderen Maßnahmen aus den ver-
schiedenen Hilfspaketen und Unterstüt-
zungsmaßnahmen der Bundesregierung 
ausgeschöpft sind.

Die Rechtsanwaltskammer Sachsen steht 
darüber hinaus in stetigem Austausch 
mit dem Justizministerium und den Ge-
richten. So wiesen wir das Sächsischen 
Justizministerium und die Präsidentinnen 
und Präsidenten der Obergerichte darauf 
hin, trotz eingeschränkten Dienstbetrie-
bes Kostenanträge zügig zu bearbeiten 
(Schreiben vom 20.03.2020).   Wir ver-
stehen, dass es gerade für Rechtsanwäl-
tinnen und Rechtsanwälte mit Kindern 
besonders schwer ist. Die Rechtsan-
waltskammer Sachsen hat daher eine 
Erklärung zur Vorlage beim Bedarf einer 
Notbetreuung in Kita und Schule ent-
worfen. Zudem wandte sich die RAK 
Sachsen an das Sächsische Staatsmini-
sterium für Soziales und Gesellschaft-
lichen Zusammenhalt und forderte eine 

https://www.arbeitsagentur.de/vor-ort/rd-sachsen/startseite
https://www.arbeitsagentur.de/datei/anzeige-kug101_ba013134.pdf
https://www.arbeitsagentur.de/datei/antrag-kug107_ba015344.pdf
https://www.rak-sachsen.de/documents/2020/03/schreiben-bundesagentur_antrag-kug.pdf
https://con.arbeitsagentur.de/prod/kiz/ui/start
https://con.arbeitsagentur.de/prod/kiz/ui/start
https://www.kfw.de/KfW-Konzern/Newsroom/Aktuelles/KfW-Corona-Hilfe-Unternehmen.html
https://www.kfw.de/KfW-Konzern/Newsroom/Aktuelles/KfW-Corona-Hilfe-Unternehmen.html
https://www.vdb-info.de/mitglieder
https://www.coronavirus.sachsen.de/index.html
https://www.rak-sachsen.de/documents/2020/03/uebersicht-wirtschaftshilfen-bund-laender.pdf
https://www.rak-sachsen.de/documents/2020/03/uebersicht-foerdermittel.pdf
https://www.lds.sachsen.de/soziales/?ID=15508&art_param=854
https://www.lds.sachsen.de/soziales/?ID=15508&art_param=854
https://www.dresden.de/de/wirtschaft/wirtschaftsservice/soforthilfe-corona.php
https://www.dresden.de/de/wirtschaft/wirtschaftsservice/soforthilfe-corona.php
https://www.leipzig.de/buergerservice-und-verwaltung/aemter-und-behoerdengaenge/behoerden-und-dienstleistungen/dienststelle/dezernat-finanzen-022/
https://www.coronavirus.sachsen.de/steuern-und-finanzen-4134.html?_cp=%7B%22accordion-content-4585%22%3A%7B%224%22%3Atrue%2C%226%22%3Atrue%7D%2C%22previousOpen%22%3A%7B%22group%22%3A%22accordion-content-4585%22%2C%22idx%22%3A6%7D%7D
https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Weitere_Steuerthemen/Abgabenordnung/2020-03-19-steuerliche-massnahmen-zur-beruecksichtigung-der-auswirkungen-des-coronavirus.pdf?__blob=publicationFile&v=1
http://www.lfb-sachsen.de/download/2020/Corona_Steuern.pdf
http://www.lfb-sachsen.de/download/2020/Corona_Steuern.pdf
https://www.rak-sachsen.de/documents/2020/03/schreiben-smj-und-obergerichte.pdf
https://www.rak-sachsen.de/erklaerung-zur-vorlage-beim-bedarf-einer-notbetreuung-in-kita-und-schule/
https://www.rak-sachsen.de/documents/2020/03/schreiben-sms.pdf
https://www.rak-sachsen.de/documents/2020/03/schreiben-sms.pdf
https://www.rak-sachsen.de/documents/2020/03/schreiben-sms.pdf
https://www.rak-sachsen.de/documents/2020/03/schreiben-sms.pdf
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Einstufung der Anwaltschaft als kritische 
Infrastruktur, um einen Anspruch auf 
Notbetreuung sicherzustellen.

Weitere Hinweise wie FAQ und Informa-
tionen zur aktuellen Situation finden Sie 
unter Aktuelles.

Für Fragen und Rückmeldungen ste-
hen wir Ihnen jederzeit zur Verfügung. 
Bleiben Sie gesund!

RAK Sachsen

Die Geldwäscheprävention verschärft sich weiter

Mit Beginn des Jahres ist die neue Fas-
sung des Geldwäschegesetzes (GwG) in 
Kraft getreten. Diese enthält insbeson-
dere Erweiterungen des Kreises der ver-
pflichteten Rechtsanwälte. Zudem sind 
die Rechtsanwaltskammern nunmehr 
bundeseinheitlich Verwaltungsbehörden 
für das Bußgeldverfahren. Wir nehmen 
dies zum Anlass, unsere Mitglieder über 
die Reichweite der zusätzlichen Katalog-
geschäfte und die weiteren Neuerungen, 
die erfolgten Aufsichtsprüfungen sowie 
über Tendenzen in der künftigen Geld-
wäscheprävention zu informieren. 

1. Die Neuerungen im GwG 2020

Ausweitungen der Katalogtätig-
keiten und damit der Verpflichteten

Das seit 1. Januar geltende „Gesetz zur 
Umsetzung der Änderungsrichtlinie zur 
Vierten EU-Geldwäscherichtlinie [Richtli-
nie (EU) 2018/843]“ zielt wie seine Vor-
gänger auf eine effektivere Prävention 
ab. Es nimmt die rechtsberatenden Be-
rufe als sogenannte „Gatekeeper“ der 
Geldwäsche noch stärker in die Verant-
wortung. 

Der Gesetzgeber hat drei weitere Tätig-
keitsfelder aufgenommen, in denen er 
Rechtsanwälte und Notare als abstrakt 
gefährdet einstuft, für Geldwäsche oder 
Terrorismusfinanzierung missbraucht zu 
werden. So verpflichtet er Rechtsanwälte 
zu Sorgfalts- und Dokumentationspflich-
ten, wenn sie Mandanten 

(1.) �„im Hinblick auf dessen Kapitalstruk-
tur, dessen industrielle Strategie oder 
damit verbundene Fragen beraten“, 

(2.) �bei „Beratungen und Dienstleistun-
gen im Zusammenhang mit Zusam-
menschlüssen oder Übernahmen“ 
sowie 

(3.) �bei der „geschäftsmäßigen Hilfelei-
stung in Steuersachen“. 

Die Erweiterungen sollten Gesetzes-
lücken schließen bzw. klarstellender 
Natur sein. Die neu aufgenommenen 
auslegungsbedürftigen Rechtsbegriffe 
schaffen jedoch letztlich vielmehr neue 
Unklarheiten in Ihrer Reichweite. Bun-
desweite Abstimmungen laufen und 
werden sich in der nächsten Version der 
Auslegungs- und Anwendungshinweise 
zum GwG niederschlagen. 

Da die Katalogtätigkeiten weit auszule-
gen sind, empfiehlt die RAK Sachsen die 
Sorgfaltspflichten anzuwenden, sobald 
Berührungspunkte zu Katalogtätigkei-
ten ersichtlich sind. Insbesondere gilt 
dies für steuerberatende Tätigkeiten. Der 
Gesetzgeber wollte nämlich alle Formen 
der steuerlichen Beratung erfassen; aus 
diesem Grunde sind nunmehr neben 
den Steuerberatern nicht nur steuerbe-
ratende Rechtsanwälte, sondern auch 
Lohnsteuerhilfevereine als Verpflichtete 
erfasst.
Bevorstehende Einschränkungen 
des Mandatsgeheimnisses

Die Mandatsgeheimnisse schützende 
Ausnahme von der Verdachtsmelde-
pflicht für die freien rechtsberatenden 
Berufe nach § 43 Abs. 2 GwG gilt nur 
noch eingeschränkt. Bislang musste der 
Verpflichtete nur dann melden, wenn er 
positiv weiß, dass der Vertragspartner 
die Rechtsberatung oder Prozessvertre-
tung für den Zweck der Geldwäsche, 
der Terrorismusfinanzierung oder einer 
anderen Straftat genutzt hat oder nutzt. 

Der neue § 43 Abs. 6 GwG ermächtigt 
nunmehr das Bundesministerium der 
Finanzen im Einvernehmen mit dem 
Bundesministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz durch Rechtsverord-
nung ohne Zustimmung des Bundes-
rates gewisse Immobiliengeschäfte zu 
bestimmen, die stets die anwaltliche 
Schweigepflicht durchbrechen. Eine 

entsprechende Rechtsverordnung ist 
bereits auf dem Weg. Der erste Entwurf 
des Bundesfinanzministeriums enthält 
fast vollständige Durchbrechungen des 
Mandatsgeheimnisses, welche aus Sicht 
der RAK Sachsen in dieser Form nicht 
akzeptabel sind. Ungeachtet der Gegen-
wehr der Rechtsanwaltskammern ist hier 
jedoch noch in diesem Jahr mit weiteren 
Einschränkungen des Mandatsgeheim-
nisses zu rechnen.

Weitere Änderungen können Sie auf 
der Internetseite der RAK Sachsen zum 
Geldwäschegesetz nachlesen. Dort fin-
den Sie zudem eine ausführliche Synop-
se zwischen dem aktuellen GwG und der 
vergangenen Fassung.

2. Die Aufsichtsprüfungen zu 2018

Mehr geprüfte Mitglieder

Im zweiten Jahr ihrer Aufsichtstätigkeit 
überprüfte die RAK Sachsen 100 Mitglie-
der. Mit dieser Verdopplung gegenüber 
dem Vorjahr erreicht die RAK Sachsen 
die zwischen den Rechtsanwaltskam-
mern vereinbarte Zielvorgabe, jährlich 
ca. 2 % der Kammermitglieder zu über-
prüfen. Auch diesmal sollten die Adres-
saten zunächst angeben, ob sie im Ka-
lenderjahr 2018 an den GwG-Pflichten 
auslösenden Kataloggeschäften nach § 
2 Abs. 1 Nr. 10 GwG mitgewirkt hatten, 
was bei einem Viertel (einem Drittel im 
Vorjahr) der Fall war. Wie angekündigt, 
wurden die Angaben einer vertieften 
Überprüfung auf Plausibilität und ihrer 
Übereinstimmung mit dem anwaltlichen 
Außenauftritt unterzogen. 

Die 25 Verpflichteten hatten einen de-
taillierten Fragebogen auszufüllen, der 
sie u. a. nach ihrem Risikomanagement, 
zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten so-
wie der Aufzeichnungs- und Aufbewah-
rungspflichten befragte. Etwa die Hälfte 

https://www.rak-sachsen.de/aktuelles/
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der Verpflichteten hatte den Angaben 
zufolge sämtliche Verpflichtungen er-
füllt. Die Übrigen wurden auf ihre Ver-
säumnisse aufmerksam gemacht und 
bekamen eine Frist zur Nachbesserung. 
Wie bereits im Vorjahr werden die Hin-
weise ernst genommen und befolgt, so-
dass weder Bußgelder noch berufsrecht-
liche Maßnahmen von Nöten waren.

Die Anforderungen und Erwartungen an 
die Aufsichtstätigkeit steigen. Das inter-
national für die Bekämpfung von Geld-
wäsche zuständige Gremium der FATF 
(Financial Action Task Force) prüft dieses 
Jahr Deutschland auf die Effektivität der 
Kontrollen und Sanktionen seiner Auf-
sichtsbehörden. Die im Oktober 2019 
veröffentlichte Erste Nationale Risikoana-
lyse stuft zudem das Geldwäscherisiko in 
Deutschland insgesamt als mittelhoch 
ein und sieht insbesondere den Immobi-
lienbereich als besonders gefährdet an. 
Die Aufsichtstätigkeit hat sich an diesen 
Risiken zu orientieren. Die RAK Sachsen 
hat daher schwerpunktmäßig den Immo-
biliensektor geprüft und von den 16 Ver-
pflichteten, die im Prüfjahr mindestens 
ein Immobiliengeschäft getätigt hatten, 
deren dokumentierte Risikoanalyse an-
gefordert. Sowohl die Richtigkeit der von 
den Verpflichteten gemachten Angaben 
als auch eine risikoangemessene Umset-
zung der Vorgaben im Kanzleibetrieb 
muss zudem stichprobenartig überprüft 
werden. Hierfür werden dieses Jahr vier 
im Immobilienbereich tätige Verpflichte-
te vor Ort geprüft. Damit verdoppelt sich 
auch die Zahl der Vor-Ort-Prüfungen ge-
genüber dem Vorjahr. 

Weniger festgestellte 
Pflichtverletzungen

Im Vergleich zu 2018 ist die Anzahl der 
Pflichtverletzungen rückläufig. Grund 
hierfür dürfte die Aufklärungs- und Auf-
sichtsarbeit der Kammern und damit die 
gewachsene Kenntnis und Akzeptanz, 
sowie das bessere Verständnis der An-
forderungen des GwG in der Anwalt-
schaft sein. Einige Irrtümer halten sich 
jedoch weiterhin aufrecht, die wir bei 
dieser Gelegenheit ausräumen möchten:

Klarstellung Nr. 1: 

Die Zusendung und Überprüfung einer 
Ausweiskopie durch den Mandanten 
genügt nicht zu dessen Identifizierung. 

Die Identität einer natürlichen Person 
(also auch eines Vertreters) muss stets 
anhand des vor Ort vorgelegten Origi-
nals überprüft werden (vgl. § 13 Abs. 1 
GwG). Zudem sind stets Kopien dieser 
(Original-)Dokumente oder Unterlagen 
anzufertigen oder sie sind optisch digi-
talisiert zu erfassen. § 8 Abs. 2 Satz 2 
GwG berechtigt und verpflichtet den 
Rechtsanwalt zur Erhebung dieser per-
sonenbezogenen Daten. Mit Verweis auf 
die gesetzliche Verpflichtung, sollte man 
sowohl bei neuen als auch bei bekann-
ten Mandanten auf Verständnis für die 
anlasslose(!) Vorlage und Kopie des Per-
sonalausweises stoßen können.

Klarstellung Nr. 2:

Auch bei „langjährig persönlich bekann-
ten (Dauer-)Mandanten“ sind GwG-
Sorgfaltspflichten zu erfüllen. Dies gilt 
für jedes weitere Kataloggeschäft von 
Neuem, (vgl. § 10 Abs. 3 GwG). Ins-
besondere ist jeweils stets (wieder) der 
wirtschaftlich Berechtigte zu identifizie-
ren und es sind Informationen über den 
Zweck der Geschäftsbeziehung einzuho-
len und zu bewerten, soweit sich diese 
Information nicht bereits zweifelsfrei aus 
der Mandatierung ergibt. Einziges Privi-
leg: Ist der Mandant einmal nach GwG 
identifiziert worden und bestehen auch 
keine Zweifel, dass die erhobenen An-
gaben weiterhin zutreffend sind, genügt 
es, den Namen des zu Identifizierenden 
und den Umstand, dass er bei früherer 
Gelegenheit identifiziert worden ist, auf-
zuzeichnen (vgl. § 11 Abs. 3 GwG).

3. Der Ausblick für 202X

Auf Dauer zu erwartende verstärkte 
und erhöhte Verhängung von Buß-
geldern

Seit diesem Jahr sind sämtliche regio-
nalen Rechtsanwaltskammern auch 
Verwaltungsbehörde im Sinne des Ord-
nungswidrigkeitenrechts. Der Vorteil: 
Bei der Anwendung der Bußgeldvor-
schriften können die Kammern berufs-
ständische Besonderheiten angemessen 
berücksichtigen. Der Nachteil: Nach Klä-
rung der Rechtslage kommt die Verhän-
gung von Bußgeldern zukünftig stärker 
in Betracht, da die GwG-Verpflichtungen 
und die Aufsicht hierüber bald schon seit 
drei Jahren bestehen. 

Zudem erfasst der Bußgeldkatalog in § 
56 GwG seit diesem Jahr weitere 15 Zif-
fern und damit insgesamt 81 Bußgeldtat-
bestände. In sieben neuen Tatbeständen 
genügt nunmehr auch die fahrlässige 
Begehung. Der Bußgeldrahmen wurde 
im Falle der vorsätzlichen Begehung auf 
bis zu EUR 150.000 angehoben und be-
trägt bei schwerwiegenden, wiederhol-
ten oder systematischen Verstößen un-
verändert bis zu EUR 1.000.000. Mit der 
Ausweitung der Sanktionsmöglichkeiten 
geht auch ein gewisser Appell ihrer An-
wendung einher. Für die RAK Sachsen 
wird in der konkreten Umsetzung jedoch 
der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz das 
Maß der Dinge sein. Die Bedeutung von 
einsichtigem und kooperativem Verhal-
ten der Rechtsanwältinnen und Rechts-
anwälte betonen wir an dieser Stelle. 

Derzeit bestehen Bestrebungen eines 
bundesweit zur Anwendung zu bringen-
den und in der Praxis zu relativ hohen 
Geldbußen führenden Bußgeldkatalo-
ges, selbst bei kleineren Fällen und bei 
nicht bestehendem Geldwäscherisiko 
bzw. Geldwäscherelevanz. Die RAK 
Sachsen erachtet dies als nicht verhält-
nismäßig und versucht derzeit, die An-
wendung der Vorgaben des OWiG, ins-
besondere zum Verfolgungsermessen 
und des Opportunitätsprinzip auch bun-
desweit sicherzustellen.

Mehr harmonisierende Regulierung

Sowohl auf Bundesebene als auch auf 
internationaler Ebene gehen die Bestre-
bungen in Richtung Vereinheitlichung 
der Geldwäschebekämpfung, denn: Die 
Geldwäsche floriere trotz der massiven 
Regulierung der letzten Jahre. Auch der 
Grund hierfür ist schnell gefunden: Die 
Bekämpfung sei unzureichend. Sowohl 
die Zentralstellen für Finanztransaktions-
untersuchungen (FIUs) als auch die Auf-
sichtsbehörden würden weder effektiv 
noch ausreichend zusammenarbeiten. 
Unterschiedliche und vor allem auch un-
zureichende Umsetzung von EU-Richtli-
nien schaffe Schlupflöcher. Derzeit lau-
fen Vertragsverletzungsverfahren gegen 
17 Mitgliedsstaaten wegen unzureichen-
der Umsetzung der Vierten Geldwäsche-
Richtlinie (Umsetzungsfrist 26.06.2017), 
gegen acht wird bezüglich der Fünften 
Geldwäsche-Richtlinie eingeleitet. Diese 
war bis zum 10.01.2020 umzusetzen, 
dem Deutschland mit der letzten GwG-
Novelle erneut rechtzeitig nachkam. 
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Die Europäische Kommission hat daher 
jüngst Konsultationen mit Interessen-
trägern für ihren Fahrplan zur Geldwä-
schebekämpfung angestoßen. Erwo-
gen wird insbesondere die Regulierung 
durch eine unmittelbar anwendbare 
EU-Verordnung anstelle von umset-
zungsbedürftigen EU-Richtlinien. Auch 
die Schaffung zentraler EU-Aufsichtsbe-
hörden wird erörtert. Sowohl das Euro-
päische Parlament als auch der Rat ha-
ben ihre grundsätzliche Unterstützung 
bereits zum Ausdruck gebracht. Laut 
einem Eurobarometer von 2017 erachtet 
zudem gut die Hälfte der EU-Bürger die 
Geldwäschebekämpfung derzeitfür un-
zureichend. Damit wäre wohl auch der 
politische Wille für harmonisierende Ver-
änderungen gegeben, die nach hiesiger 
Auffassung nur noch eine Frage der Zeit 
sein dürften.

Weniger unliebsamer 
Arbeitsaufwand

Die Geldwäscheprävention bleibt; deren 
Aufsicht hoffentlich auch bei der Berufs-

kammer. Dafür ist jedoch eine effektive 
Aufgabenerledigung erforderlich. Diese 
hängt einerseits von der (bislang auch 
gegebenen) Kooperationsbereitschaft 
der Mitglieder ab. Andererseits ist eine 
bestenfalls routinierte und arbeitsspar-
same, jedenfalls vollständige Umsetzung 
der GwG-Anforderungen durch die 
Rechtsanwältin und den Rechtsanwalt 
unerlässlich, sowohl bei der Berufsaus-
übung als auch in der Kanzleiorganisati-
on sowie bei den Mitarbeitern.

Auf unserer Internetseite www.rak-sach-
sen.de (unter der Rubrik: Für Mitglieder/
Geldwäschegesetz) finden Sie neben 
umfassenden Informationsmaterial 
(etwa auch für die Schulung der Mitar-
beiter) zudem Muster-Dokumentations-
bögen für die Mandatsannahme, die Sie 
bei jedem neuen Mandat durch etwaig 
zu beachtende GwG-Verpflichtungen 
führen. 

Trotz ihrer Aufsichtsfunktion versteht 
sich die RAK Sachsen maßgeblich als 
Dienstleister der Anwaltschaft und über-
prüft ihre Aufgabenwahrnehmung stets 
selbstkritisch. Wir freuen uns über Ihre 

konstruktiven Anregungen und beant-
worten Ihnen gerne Ihre Fragen zum 
Geldwäschegesetz und dessen Umset-
zung.

Franz-Josef Schillo
Vizepräsident der 
RAK Sachsen, Mit-
glied der BRAK-Ar-
beitsgruppe Geld-
wäscheaufsicht

Rechtsanwalt 
Rüdiger Soster, 
LL.M.

Referent für Geld-
wäscheaufsicht

https://www.rak-sachsen.de
https://www.rak-sachsen.de
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Elektronische Verfahrensakte in der sächsischen Justiz

Seit dem 20. Januar 2020 nimmt das AG 
Dresden mit mehreren Abteilungen an 
der Pilotierung der Elektronischen Ver-
fahrensakte teil. Alle neu angelegten 
Akten der Verfahren der Referate 101, 
102, 105 und 107 (allgemeine streitige 
Zivilsachen) und der Referate 143 und 
147 (Mietsa-chen) werden seit diesem 
Zeitpunkt elektronisch geführt.

Der Präsident des AG Dresden bittet 
die Anwaltschaft darum, möglichst um-
fassend Gebrauch vom elektronischen 
Rechtsverkehr in diesen Verfahren zu 
machen. Damit würde der erhebliche 
Aufwand vermindert, den die Umwand-
lung des auf Papier eingehenden Schrift-
guts in digitale Dateiformate verursacht. 
Insbesondere soll die Versendung über 
das beA in den von der Pilotierung be-
troffenen Verfahren weitestgehend ge-
nutzt werden. Den gerichtlichen Schrei-

ben ist deswegen mit Beginn der Pilotie-
rung ein Hinweis auf die elektronische 
Aktenführung beigefügt.

Der Präsident des AG Dresden weist 
weiter darauf hin, dass die Pilotierung 
der Elektronischen Verfahrensakte für 
alle Beteiligten eine große Herausforde-
rung darstellt. Es ist damit zu rech-nen, 
dass es in den betroffenen Referaten 
des Gerichts anfangs zu Unsicherheiten 
und Verzögerungen bei der Bearbeitung 
kommen wird. Dafür bittet er um Nach-
sicht und Geduld.

Die übrigen Referate der Zivil- und Mie-
tabteilung werden ab dem 06. Juli 2020 
mit den dann neu eingehenden Verfah-
ren in die Pilotierung einbezogen. Das 
Familiengericht wird mit mehre-ren Re-
feraten am 12. Oktober 2020 mit der 
Pilotierung beginnen und die Insolvenz-

abteilung wird am 14. Dezember 2020 
folgen.

Zunächst war geplant, dass das Sozialge-
richt Chemnitz ab dem 16. März 2020 
als erstes Gericht in Sachsen alle neu ein-
gehenden Verfahren ausschließlich elek-
tronisch führt. Ab dem 2. Juni 2020 soll 
das Sächsische Landessozialgericht als 
erstes Obergericht in Sachsen neu ein-
gehende Verfahren ebenfalls nur noch 
elektronisch bearbeiten.

Bedingt durch die Auswirkungen der 
Corona-Pandemie verschob das Justiz-
ministerium den Start der elektronischen 
Verfahrensakte beim Sozialgericht 
Chemnitz. Es bleibt abzuwarten, ob der 
Start beim Sächsischen Landessozialge-
richt wie geplant erfolgen kann.

Elektronischer Rechtsverkehr mit E-JUSTIZ-BA

Die Bundesagentur für Arbeit rollt neues Fachverfahren bundesweit aus

Die Einführung des elektronischen 
Rechtsverkehrs (ERV) ist nicht nur für 
die Anwaltschaft und die Justiz eine he-
rausfordernde Aufgabe, sondern auch 
für die Verwaltung. Auch hier müssen 
die technischen Systeme und die Ar-
beitsabläufe in den einzelnen Behörden 
umgestellt werden. E-Justiz-BA heißt das 
Projekt, mit dem bei der Bundesagentur 
für Arbeit (BA) besondere elektronische 
Behördenpostfächer (beBPo) für alle 
Dienststellen der Operativen Services 
der Arbeitsagenturen, der Jobcenter und 
der Familienkassen eingeführt und die 
elektronische Akte der BA für den ERV 
ertüchtigt werden soll. Was das im Ein-
zelnen bedeutet und welche Vorteile das 
auch für Anwältinnen und Anwälte hat, 
erläutert Nadja Daniel, die bei der Bun-
desagentur das Projekt E-Justiz BA leitet.

Frau Daniel, wie lief die Kommunika-
tion mit der Anwaltschaft von Seiten 
der BA bisher?

Für die Kommunikation in Widerspruchs-
angelegenheiten der Rechtsbehelfsstel-
len mit der Anwaltschaft war bisher Pa-
pier das Hauptmedium, oder alternativ 

das Fax. Elektronische Kommunikation 
war dagegen bisher eher die Ausnahme.

Was ist E-JUSTIZ-BA und welche Vor-
teile hat das System für die BA?

Die Rechtsbehelfsstellen der Jobcenter, 
Operativen Services und Familienkassen 
tauschen jährlich rund 3,2 Millionen 
Nachrichten mit Anwaltschaft und Ge-
richten aus. E-JUSTIZ-BA ist die Lösung 
für deren Digitalisierung und ermöglicht 
den System- und medienbruchfreien 
Nachrichtenaustausch, die Erfüllung der 
gesetzlichen Anforderungen und die Re-
alisierung von Kosten- und Prozessvor-
teilen. 

Welche Funktionalitäten hat E-Ju-
stiz-BA?

E-Justiz-BA ermöglicht den Versand 
und Empfang von Nachrichten und Do-
kumenten, die Zusammenstellung und 
den Versand von elektronischen Akten, 
die Abgabe elektronischer Empfangsbe-
kenntnisse sowie die Übertragung und 
den Empfang von qualifizierten elektro-
nischen Signaturen.

Was ändert sich durch E-Justiz-BA für 
Anwältinnen und Anwälte?

Für die Rechtsbehelfsstellen der Job-
center, Operativen Services und Famili-
enkassen werden besondere Behörden-
postfächer (beBPos) freigeschaltet, so 
dass Nachrichten elektronisch zwischen 
beA und beBPos ausgetauscht wer-
den können. Anwält*innen, die bereits 
Nachrichtenaustausch mit einer Rechts-
behelfsstelle eines Jobcenters, eines 
Operativen Services oder einer Familien-
kasse pflegen, können diese gerne per 
beA ansprechen und könnten von diesen 
adressiert werden.

Ersetzt der elektronische Rechtsver-
kehr zwischen beA und beBPo die 
Schriftform?

Ja. Auch Dokumente, die der Schriftform 
bedürfen, können als elektronisches 
Dokument über das beA an das beBPo 
versendet werden. Zur wirksamen Er-
setzung der Schriftform ist jedoch eine 
qualifizierte elektronische Signatur not-
wendig.
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Bis wann muss die Verwaltung den 
elektronischen Rechtsverkehr einge-
führt haben?

Die Gesetze zur Förderung des elektro-
nischen Rechtsverkehrs mit den Gerich-
ten von 2013 und 2017 sehen die ver-
bindliche Digitalisierung des gesamten 
Schriftverkehrs mit der Justiz vor, die 
bis spätestens Ende 2021 abgeschlossen 
sein muss. Den gesetzlichen Anforde-
rungen entsprechend wird eine rechts-
sichere, langfristig tragfähige Lösung 
für den elektronischen Rechtsverkehr 
der Rechtsbehelfsstellen benötigt. Für 
den Schriftverkehr mit der Anwaltschaft 
gibt es keine gesetzlichen Vorgaben – 
dennoch würden wir es sehr begrüßen, 
wenn auch Anwältinnen und Anwälte 
mit uns gemeinsam den Schritt in das 
digitale Zeitalter gehen.

Für die Umsetzung haben Sie auch 
mit der Justiz und der BRAK zusam-
mengearbeitet. Wie kam es dazu?

Der Austausch mit der Gerichtsseite 
fand vor allem im Rahmen der Abstim-
mung zu X-Justiz-Standard, welche die 
Dokumentstruktur von Dokumenten 
und Akten beschreibt, statt. Wir haben 
zahlreiche Tests gemeinsam mit der Ju-
stiz, aber auch mit der BRAK durchge-
führt, um eine stabile Anwendung für 
reibungslosen elektronischen Rechtsver-
kehr zu gewährleisten.

Was ändert sich mit der Einführung 
von E-JUSTIZ-BA in den einzelnen 
Dienststellen der BA?

Durch die flächenweite Einführung von 
E-JUSTIZ-BA soll die Arbeit anwender-
freundlicher und effizienter werden. Die 
Integration der Anwendung in die beste-
henden Fachverfahren der BA gewährlei-
stet eine vollständig digitale sowie medi-
en- und systembruchfreie Kommunikati-
on. Anwender*innen können Empfang 
und Versand direkt aus der E-Akte he-
raus verwalten und steuern. Die intuitive 
Bedienbarkeit ist ein weiterer Vorteil, der 
zusätzliche Schulungen obsolet macht.

Für welche Bereiche kommt E-JU-
STIZ-BA zuerst? Und weshalb gerade 
für diese Bereiche?

E-JUSTIZ-BA wird zunächst in den Rechts-
behelfsstellen eingeführt und ermöglicht 
den elektronischen Rechtsverkehr in 
sozial- und finanzgerichtlichen Angele-
genheiten. Diese Aufgabengebiete um-
fassen erstens wichtige Bereiche wie die 
Grundsicherung für Arbeitslose, Leistun-
gen und Maßnahmen zur Arbeitsförde-
rung sowie die finanzielle Unterstützung 
von Familien und Kindern. Zweitens de-
cken diese einen großen Anwenderkreis 
mit zahlreichen Anwendungsfällen ab.

Welche Einschränkungen ergeben 
sich daraus für die Nutzung von E-
JUSTIZ-BA?

Mit E-JUSTIZ-BA wird für die Rechtsbe-
helfsstellen der ERV mit Gerichten und 
Anwaltschaft eröffnet, allerdings nur im 
Rahmen ihrer Aufgabenbereiche. Anwäl-
tinnen und Anwälte können daher den 
Kanal beA zu beBPo ebenfalls ausschließ-
lich zur Kommunikation bei Widersprü-
chen und Klagen gegen Entscheidungen 
nach dem SGB I, II und III und X bzw. 
dem EStG (bei Familienkassen) nutzen, 
also bei Entscheidungen, die in die Auf-
gabengebiete der Rechtsbehelfsstellen 
fallen. Weitere Aufgabenbereiche der 
BA werden den Zugang zum ERV erst zu 
einem späteren Zeitpunkt erhalten.

Wie sind Ihre Erfahrungen aus dem 
Betrieb des Systems?

Zunächst wurde E-JUSTIZ-BA von No-
vember 2019 bis Januar 2020 in je vier 
Operativen Services, Jobcentern und 
Familienkassen pilotiert. Sowohl auf 
Seiten der Anwender*innen als auch 
auf Seiten des Projekts war das Fazit zur 
Pilotierung positiv. Besonders geschätzt 
wird die Arbeitserleichterung durch E-
JUSTIZ-BA im Vergleich zu den bishe-
rigen Lösungen und der Umstand, dass 
die Kommunikation vollständig ohne 
Medien- und Systembruch möglich ist. 
Die technischen Kennzahlen belegen die 
intensive Nutzung von E-JUSTIZ-BA und 
bestätigten eine Verfügbarkeit der An-
wendung von 100 %. Die erfolgreiche 

Pilotierung bedeutet für das Projekt ei-
nen wichtigen Meilenstein in Richtung 
Flächeneinführung.

Welche Entwicklungen stehen als 
nächstes an?

Nachdem wir Mitte März 2020 mit dem 
zweiten Release die Funktionalitäten 
Versand mehrerer Dokumente sowie Ab-
gabe von qualifizierten elektronischen 
Signaturen für unsere Pilotdienststellen 
eingeführt haben, steht von Anfang 
April bis Anfang August 2020 der Über-
gang in den bundesweiten Betrieb be-
vor. In drei Wellen werden zeitversetzt 
bundesweit alle Operativen Services, 
Jobcenter und Familienkassen aufge-
schaltet. Zudem planen wir ab Mitte Mai 
2020 eine Pilotierung der Funktionali-
tät Aktenversand, welche nach erfolg-
reicher Durchführung ab August 2020 
für die Anwender*innen zur Verfügung 
stehen soll. Für Anwältinnen und Anwäl-
te, die an dieser Pilotierung interessiert 
sind, wird es dazu im beA-Newsletter in 
Kürze nähere Informationen geben.

Für das Projekt ist es eine großartige 
Unterstützung, wenn aus der Anwalt-
schaft viele beA-Nachrichten verschickt 
werden – daher möchte ich Anwältinnen 
und Anwälte an dieser Stelle gerne dazu 
aufrufen, unseren Rechtsbehelfsstellen 
Nachrichten über ihr beA an das beBPo 
zu senden und gemeinsam mit der Bun-
desagentur für Arbeit und der Justiz den 
elektronischen Rechtsverkehr voranzu-
treiben.

Interview: Rechtsanwältin Dr. Tanja 
Nitschke, Mag. rer. publ., BRAK, Berlin

Berlin, 06.04.2020 (Veröffentlichung aus 
dem BRAK-Magazin Heft 2/2020)

Nadja Daniel ist Dipl.-Verwaltungswirtin 
(FH) und Referentin in der Zentrale der 
Bundesagentur für Arbeit in Nürnberg, 
Bereich IT42 – Anforderungsmanage-
ment Online und Operative IT-Verfahren 
IT42 – Förderung, E-AKTE, Automatisie-
rung und Datenaustausch mit Behörden 

bei Leistungsprozessen.

Fortsetzung auf S. 11
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Formalien auf elektronisch

Was beim Einreichen elektronischer Dokumente zu beachten ist

Schriftsätze bei Gericht einreichen – das 
ist für die meisten Anwältinnen und 
Anwälte ganz alltäglich und welche 
Formalien zu beachten sind, wissen sie 
aus dem Effeff. Zumindest, solange die 
Schriftsätze per Post oder per Fax ans 
Gericht gehen. Beim Versand über das 
besondere elektronische Anwaltspost-
fach (beA) ist der eine oder die andere 
noch nicht so routiniert und die gesetz-

lichen Vorgaben sind nicht so geläufig. 
Und nun hört man auch noch, dass Ge-
richte Schriftsätze schon zurückweisen, 
wenn man nicht die richtige PDF-Version 
verwendet hat. Was dahinter steckt und 
wie die – eigentlich gar nicht so schwie-
rigen – Vorgaben aussehen, soll im Fol-
genden näher betrachtet werden.

Wann braucht man eine qualifizierte 
Signatur? 

Die qualifizierte elektronische Signatur 
(qeS) ist das erste Stichwort, das vielen in 
den Sinn kommt, wenn es um elektroni-
schen Rechtsverkehr geht. Sie ersetzt die 
handschriftliche Unterschrift. Anstelle 
der qeS gilt gem. § 130a III, IV Nr. 2 ZPO 
als Schriftformersatz auch, wenn die 

Hinweise zur Einführung von E-JUSTIZ-BA in Sachsen

Die Flächeneinführung wird nach der-
zeitiger Planung ab dem 06.04.2020 in 
mehreren Wellen erfolgen. 

1. �Mit der ersten Welle, ab 06.04.2020, 
wird E-JUSTIZ-BA in allen Familienkas-
sen eingeführt.

Sachsen:	Familienkasse Sachsen

2. �Mit der zweiten Welle, am 
20.04.2020, erfolgt der Rollout in 
allen Operativen Services mit Rechts-
behelfsstellen sowie in allen gemein-
samen Einrichtungen, die die EGVP-
Übergangslösung nutzen. Somit ist 
der Übergang zu E-JUSTIZ-BA recht-
zeitig vor Auslaufen der Nutzungs-
möglichkeit der EGVP-Übergangslö-
sung am 30.04.2020 gewährleistet.

Sachsen:	�Operativer Service Leipzig
	 Operativer Service Dresden
	 Operativer Service Chemnitz
	 Jobcenter Nordsachsen

3. �Mit den anschließenden Wellen, 
voraussichtlich ab 03.08.2020, begin-
nt die Einführung für die übrigen ge-
meinsamen Einrichtungen.

Sachsen:	Jobcenter Leipzig
	 Jobcenter Dresden
	 Jobcenter Chemnitz
	 Jobcenter Mittelsachsen
	 Jobcenter Zwickau
	 Jobcenter Vogtland
	� Jobcenter Sächsische Schweiz-

Osterzgebirge 

Ansprechpartner der 
Regionaldirektion Sachsen:

Angelika Arnhardt
Beraterin Fachbereich GEO
Telefon 0371 9118 162 
Sachsen.GEO@arbeitsagentur.de

Toni Rosenberg
1. Fachkraft, Fachbereich GEO
Telefon 0371 9118 207
Sachsen.GEO@arbeitsagentur.de

Regionaldirektion Sachsen
Glockenstraße 1
09130 Chemnitz

Verordnungen zur elektronischen Akte

Verordnung über die Standards für die Übermittlung elektroni-
scher Akten zwischen Behörden undGerichten in gerichtlichen 
Verfahren nach dem Strafvollzugsgesetz (Strafvollzugsgerichts-
aktenübermittlungsverordnung – StVollzGerAktÜbV) 
BGBl. I, 2020, 410 vom 06.03.2020

Verordnung über die Standards für die Einsicht in elektronische 
Akten im Strafverfahren (Strafakteneinsichtsverordnung – Stra-
fAktEinV), BGBl. I, 2020, 242 vom 05.03.2020

Verordnung über die Standards für die Erstellung elektronischer 
Dokumente und für deren Übermittlung zwischen Strafverfol-
gungsbehörden und Gerichten
(Dokumentenerstellungs- und -übermittlungsverordnung –  
DokErstÜbV) BGBl. I 2020, 244 vom 05.03.2020

Britische Anwälte nach dem Brexit

Zum 31.01.2020 hat Großbritannien die EU verlassen. Bislang 
konnten Berufsträger, die in Großbritannien als Advocate, 
Barrister bzw. Solicitor zugelassen waren, entsprechend den 
Regelungen des EuRAG in Deutschland tätig sein. Die im Aus-
trittsabkommen vorgesehene Übergangsphase, die bis zum 
31.12.2020 gilt, sieht Folgendes vor:

Bis Ende diesen Jahres gelten die Regelungen des EuRAG wei-
terhin für Anwälte aus Großbritannien, die sich in Deutschland 
niedergelassen und die Zulassung erworben bzw. beantragt 
haben. Dies ergibt sich aus Kapitel 3, Art. 27 I Buchst. B, Art. 
28 des Austrittsabkommens in Verbindung mit Art. 10 I und III 
der Richtlinie 98/5/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates. Nach der Übergangsphase sollen britische Anwälte un-
ter die Regelung des § 206 BRAO fallen.
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Anwältin oder der Anwalt, die/der das 
Dokument verantwortet, es einfach si-
gniert (also ihren/seinen Namen darunter 
schreibt und damit die Verantwortung 
für den Schriftsatz zu erkennen gibt) und 
aus dem eigenen beA an das Gericht 
sendet. Nutzt man diesen sog. sicheren 
Übermittlungsweg, ist also keine qeS er-
forderlich. Das gilt jedoch nur, wenn die 
signierende Person identisch ist mit der-
jenigen, aus deren beA das Dokument 
dann versandt wird.1 Wenn jemand an-
deres (z.B. der Kanzleimitarbeiter oder 
die vertretende Kollegin) das Dokument 
versenden soll, ist eine qeS der Anwältin 
oder des Anwalts erforderlich.

Das zum Schriftformersatz Gesagte gilt 
gem. § 130a I ZPO – und den parallelen 
Vorschriften in den übrigen Verfahrens-
ordnungen – für vorbereitende Schrift-
sätze, schriftlich einzureichende Anträ-
ge und Erklärungen der Parteien sowie 
schriftlich einzureichende Auskünfte, 
Aussagen, Gutachten, Übersetzungen 
und Erklärungen Dritter. Anlagen müs-
sen nicht qualifiziert signiert bzw. per 
„sicherem Übermittlungsweg“ einge-
reicht werden. Das hat der Gesetzgeber 
zum 1.1.2020 ausdrücklich in § 130a III 2 
ZPO klargestellt.

Was ist „für die Bearbeitung durch 
das Gericht geeignet“?

Bevor man ans Signieren (oder den „si-
cheren Übermittlungsweg“) geht, muss 
logisch die Frage stehen, was für ein 
Dokument man signiert. Für die einzu-
reichenden Schriftsätze u.a. findet sich 
in § 130a II 1 ZPO die etwas kryptisch 
klingende Formulierung, sie müssten 
„für die Bearbeitung durch das Gericht 
geeignet“ sein. Das bedeutet vor allem, 
dass das elektronische Dokument ein für 
das Gericht lesbares Format haben muss.

Die Anforderungen hierfür sind in § 2 
der Verordnung über die technischen 
Rahmenbedingungen des elektroni-
schen Rechtsverkehrs (ERVV) definiert: 
Das Dokument soll „in druckbarer, ko-
pierbarer und, soweit technisch möglich, 
durchsuchbarer Form im Dateiformat 
PDF“ übermittelt werden.

Druckbar und kopierbar sind in der Regel 
alle mit üblicher Office-Software erzeug-
ten PDF-Dokumente, es sei denn, man 

1� vgl. BT-Drs. 17/12634, 25; s. auch OLG 
Braunschweig, BRAK-Mitt. 2019, 156; BAG, 
Beschl. v. 24.10.2019 – 8 AZN 589/19.

ändert die entsprechenden Einstellun-
gen.

Seit dem 1.7.2019 gilt zusätzlich, dass 
die PDF-Dokumente durchsuchbar sein 
müssen. Das bedeutet, dass man darin 
im Volltext nach Worten suchen oder sie 
markieren kann. Bei Textdokumenten, 
die als PDF gespeichert oder gedruckt 
werden, ist das meistens der Fall; bei 
Scans nur, wenn eine Texterkennung ge-
laufen ist. Die durchsuchbare Form muss 
nur genutzt werden, soweit sie tech-
nisch möglich ist – also z.B. nicht, wenn 
das Ausgangsdokument handschriftlich 
ist oder Abbildungen enthält, die per 
Texterkennung nicht zu erfassen sind. 
Nähere Hinweise dazu enthält der beA-
Newsletter 20/2019.

Insbesondere: PDF/A-Format

Technisch gibt es unterschiedli-
che Varianten des Formats PDF. In 
Nr. 1 der Bekanntmachung nach  
§ 5 ERVV (ERVB 2019) hat der Gesetzge-
ber Details dazu festgelegt, welche Vari-
anten verwendet werden dürfen. Zuläs-
sig ist insbesondere das Format PDF/A-1. 
Nr. 1 ERVB 2019 verlangt in erster Linie, 
dass alle für die Darstellung des Doku-
ments notwendigen Inhalte (insb. Grafi-
ken und Schriftarten) in das Dokument 
eingebettet sind.

Darauf muss vor allem achten, wer für 
seine Kanzlei ein Logo und eine beson-
dere Schriftart als CD-Schrift verwendet; 
Standardschriftarten müssen in der Re-
gel nicht extra eingebettet werden, sie 
sind in den gängigen PDF-Programmen 
bereits enthalten. Sind Schriftarten nicht 
eingebettet, besteht die Gefahr, dass 
das Anzeigeprogramm sie durch eigene 
Schriften ersetzt und der Text deshalb 
fehlerhaft dargestellt wird. Oder das 
Anzeigeprogramm könnte versuchen, 
fehlende Schriftarten aus dem Internet 
nachzuladen. Eine Anleitung, wie man 
Dokumente im PDF/A-Format erzeugt, 
und weitere Informationen sind im beA-
Newsletter 2/2020 zu finden.

Gerichtliche Hinweispflicht

Sollte ein elektronisches Dokument für 
das Gericht gleichwohl nicht zur Bear-
beitung geeignet sein, sieht § 130a VI 
ZPO eine Hinweispflicht vor: Das Gericht 
muss den Absender unverzüglich darauf 
hinweisen, dass der Eingang unwirksam 
ist und welche technischen Rahmenbe-

dingungen einzuhalten sind. Das Doku-
ment gilt als zum Zeitpunkt der früheren 
Einreichung eingegangen, sofern der 
Absender es unverzüglich in einer für 
das Gericht zur Bearbeitung geeigneten 
Form nachreicht und glaubhaft macht, 
dass es mit dem zuerst eingereichten 
Dokument inhaltlich übereinstimmt.

Von Viren und Anlagenkonvoluten

Zwei weitere Punkte sollte man vor dem 
Versand eines Schriftsatzes samt Anla-
gen ebenfalls noch bedenken:

Eigentlich eine Selbstverständlichkeit ist 
es, das eigene System regelmäßig auf 
Viren und andere Schadsoftware zu prü-
fen und dafür zu sorgen, dass man keine 
infizierten Dateien an andere versendet. 
In manchen Ländern (z.B. Bremen und 
Hamburg) weist die Justiz in ihren Be-
kanntmachungen zum ERV extra darauf 
hin, dass infizierte Dateien nicht bear-
beitet werden können und deshalb auch 
nicht als zugegangen gelten – selbst 
wenn sie ansonsten alle in § 2 ERVV und 
der ERVB genannten Formalien erfüllen.

Wer Anlagen versendet, kann den 
Gerichts-Geschäftsstellen die Arbeit 
leichter machen: § 2 II ERVV sieht – als 
Soll-Vorschrift – vor, dass man als An-
lage übermittelte Dokumente mit aus-
sagekräftigen Dateinamen versieht 
und sie fortlaufend nummeriert (z.B. 
Klageschrift; Anlage1 usw.). Konvolute 
von Anlagen in einer Datei zusammen-
zufassen, quasi als digitales Abbild des 
zusammengetackerten Anlagenstapels, 
sollte man vermeiden, da dies zu Zuord-
nungsproblemen führen kann. Besser ist 
es, jeweils nur ein Dokument in einer Da-
tei zu übersenden.

§ 130a ZPO Elektronisches Dokument

(1) Vorbereitende Schriftsätze und de-
ren Anlagen, schriftlich einzureichende 
Anträge und Erklärungen der Parteien 
sowie schriftlich einzureichende Aus-
künfte, Aussagen, Gutachten, Überset-
zungen und Erklärungen Dritter können 
nach Maßgabe der folgenden Absätze 
als elektronische Dokumente bei Gericht 
eingereicht werden.

(2) Das elektronische Dokument muss für 
die Bearbeitung durch das Gericht geeig-
net sein. Die Bundesregierung bestimmt 
durch Rechtsverordnung mit Zustim-
mung des Bundesrates die für die Über-
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mittlung und Bearbeitung geeigneten 
technischen Rahmenbedingungen. […]

(6) Ist ein elektronisches Dokument für 
das Gericht zur Bearbeitung nicht geeig-
net, ist dies dem Absender unter Hinweis 
auf die Unwirksamkeit des Eingangs und 
auf die geltenden technischen Rahmen-
bedingungen unverzüglich mitzuteilen. 
Das Dokument gilt als zum Zeitpunkt 
der früheren Einreichung eingegangen, 
sofern der Absender es unverzüglich in 
einer für das Gericht zur Bearbeitung 
geeigneten Form nachreicht und glaub-
haft macht, dass es mit dem zuerst ein-
gereichten Dokument inhaltlich überein-
stimmt.

§ 2 ERVV Anforderungen an elektro-
nische Dokumente

(1) Das elektronische Dokument ist in 
druckbarer, kopierbarer und, soweit 
technisch möglich, durchsuchbarer Form 
im Dateiformat PDF zu übermitteln. 
Wenn bildliche Darstellungen im Datei-
format PDF nicht verlustfrei wiederge-
geben werden können, darf das elek-
tronische Dokument zusätzlich im Da-
teiformat TIFF übermittelt werden. Die 
Dateiformate PDF und TIFF müssen den 
nach § 5 Absatz 1 Nummer 1 bekannt-
gemachten Versionen entsprechen. […]

Bekanntmachung zu § 5 ERVV vom 
20.12.2018 (ERVB 2019)

1. Hinsichtlich der zulässigen Dateiversio-
nen PDF, insbesondere PDF/A-1, PDF/A-2, 
PDF/UA, müssen alle für die Darstellung 
des Dokuments notwendigen Inhalte 
(insbesondere Grafiken und Schriftarten) 
in der Datei enthalten sein. Ein Nachla-
den von Datenströmen aus externen 
Quellen ist nicht zulässig. Der Dokumen-
teninhalt muss orts- und systemunab-
hängig darstellbar sein. […]

Rechtsanwältin Dr. Tanja Nitschke, 
Mag. rer. publ., BRAK, Berlin

Veröffentlichung aus dem 
BRAK-Magazin Heft 1/2020)

Neujahrsempfang der RAK Sachsen

Traditionell am dritten Montag des Jah-
res, in diesem Jahr am 20. Januar 2020, 
fand der Neujahrsempfang der RAK 
Sachsen in Dresden statt. Der Vorstand 
begrüßte über 170 Vertreter aus der 
Anwaltschaft, Justiz, Politik und Verwal-
tung. Hierunter waren Abgeordnete des 
Sächsischen Landtags, die Präsidentin 
des Sächsischen Verfassungsgerichtshof 
Birgit Munz, der Präsident des OLG Dres-
den Gilbert Häfner, der Präsident des 
Sächsischen Oberverwaltungsgerichts 
Erick Künzler, der Generalstaatsanwalt 
des Freistaats Sachsen Hans Strobl, Präsi-
denten und Vertreter anderer Kammern 
und Verbände und Rechtsanwältinnen 
und Rechtsanwälte, die ehrenamtlich in 
die Kammerarbeit eingebunden sind. 

Besondere Aufmerksamkeit erfuhr die 
zu diesem Zeitpunkt erst seit wenigen 
Wochen im Amt befindliche Sächsische 
Staatsministerin der Justiz und für De-
mokratie, Europa und Gleichstellung 
Katja Meier, die ihren Staatssekretär Ma-
thias Weilandt mitbrachte. Sie richtete 
ein Grußwort an die Gäste. 

Frau Meier betonte die Bedeutung einer 
qualitativ hochwertigen Ausstattung 
der Justiz sowohl in personeller als auch 
technischer Hinsicht als Grundvoraus-
setzung für die Rechtsstaatlichkeit auf 
allen Ebenen. Insbesondere dem anste-

henden Generationswechsel in der Justiz 
muss mit Neueinstellungen in der Justiz 
begegnet werden, wie bereits in den 
letzten Jahren begonnen. 

In der Umsetzung des elektronischen 
Rechtsverkehrs nehme Sachsen eine Vor-
reiterrolle ein. Die Einführung der elek-
tronischen Verfahrensakte in der Justiz 
habe mit dem Pilotprojekt am Landge-

BERICHTE 01/2020

Dr. Detlef Haselbach (rechts) begrüßt die Sächsische Justizministerin Katja Meier
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richt Dresden erfolgreich starten können 
und werde im Jahr 2020 auf anderer 
Gerichtstandorte und Gerichtsbarkeiten 
ausgeweitet. Frau Meier hielt fest, dass 
die Nutzung des beA sowohl auf Seiten 
der Justiz wie auch der Anwaltschaft 
erfreulicher Weise seit dem letzten Jahr 
immer mehr zugenommen habe, auch 
wenn noch nicht alles perfekt auf beiden 
Seiten laufe. 
Frau Meier sprach sich dafür aus, die 
Idee des freiheitlichen Rechtsstaates zu 
stärken und mit Leben zu erfüllen. Eine 
Stärke liege insbesondere darin, wenn 
Entscheidungen hinterfragt und kon-
trolliert werden können. Dies müsse mit 
dem Respekt vor Amtsträgern einherge-
hen. Wichtig sei, den Rechtsstaat zu er-
klären und hierfür eine stärkere Öffent-
lichkeitsarbeit zu betreiben.
In den Querschnittsthemen ihres Mini-
steriums sieht sie eine Chance für Trans-
parenz und bürgerliche Mitwirkung. Ein 
besonderes Anliegen ist Frau Meier die 
bessere Vereinbarkeit von Beruf und Fa-
milie.

Sie dankte der RAK Sachsen für die gute 
Zusammenarbeit und erwähnte als Bei-

spiel die Durchführung des Tages der 
Europäischen Justiz am 9. Oktober 2019. 

In seiner Neujahrsrede sprach der Präsi-
dent der Rechtsanwaltskammer Sachsen 
Dr. Detlef Haselbach über die Arbeit des 
vergangenen Jahres und gab einen Aus-
blick für 2020.  Er dankte zunächst den 
vielen ehrenamtlich tätigen Kolleginnen 
und Kollegen, die auch im Jahr 2019 in 
den verschiedensten Ausschüssen, sei 
es in der Juristenausbildung, in den Fa-
chanwaltsausschüssen, in der Satzungs-
versammlung, in der Berufsausbildung 
oder in der Anwaltsgerichtsbarkeit tätig 
waren.
Weiter dankte er den mehr als 200 Kolle-
ginnen und Kollegen, die in den anwalt-
lichen Beratungsstellen mitwirken und 
dadurch ein hervorragendes Beispiel für 
das soziale anwaltliche Engagement der 
sächsischen Anwaltschaft geben. Nur 
aufgrund dieses Engagements war es in 
den nunmehr vergangenen über 10 Jah-
ren und wird es auch zukünftig möglich 
sein, einkommensschwachen, bedürfti-
gen Bürgern einen ersten Zugang zum 
Recht zu ermöglichen, deren Fragen, 
die überwiegend aus den Gebieten des 

Sozialrechts, des Familien-, Ar-
beits- und Mietrechts kommen, 
oft schon im ersten Gespräch 
zu beantworten und, wenn dies 
noch nicht abschließend möglich 
ist, mit Hilfe eines Beratungshilfe-
scheines des zuständigen Gerichts 
einen Anwalt ihrer Wahl aufzu-
suchen. Gemeinsam mit dem 
vormaligen Justizminister Herrn 
Gemkow und dem Präsidenten 
des Amtsgerichts Leipzig, Herrn 
Wolting, konnte die Zahl der an-
waltlichen Beratungsstellen um 
zwei weitere, und zwar in Leip-
zig am Amtsgericht und im Bür-
geramt, auf nunmehr 15 erhöht 
werden. 

Ein weiteres Projekt, welches im 
Jahr 2019 gemeinsam mit dem 
Staatsministerium der Justiz und 
mit dem Oberlandesgericht Dres-
den begonnen wurde, soll den 
fachlichen Austausch von Richtern 
und Anwälten im Dialog fördern. 
Die erste, am 25. September 2019 
durchgeführte Veranstaltung 
richtete sich insbesondere an die 
mit Bauprozessen befassten Rich-
terinnen und Richter des Ober-
landesgerichts Dresden und der 
sächsischen Landgerichte sowie 

an interessierte Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälte aus Sachsen. Ziel der ge-
meinsamen Tagung war der fachliche 
Austausch der Richter und Anwälte über 
die Möglichkeiten einer verbesserten 
Strukturierung von Bauprozessen. Ange-
sichts dieser erfolgreichen Premiere soll 
das Projekt gemeinsam mit dem Justiz-
ministerium und dem Oberlandesgericht 
Dresden 2020 fortsetzt werden.

Der Präsident der RAK Sachsen berichte-
te weiter, dass die Kammer von Anfang 
an das Projekt „Forum Recht“, hervorge-
gangen aus einer Initiative in Karlsruhe 
und rechtlich geregelt durch das am 22. 
März 2019 vom deutschen Bundestag 
verabschiedete Gesetz zur Errichtung 
der Stiftung Forum Recht, unterstützt.  
An den beiden vorgesehenen Stand-
orten in Karlsruhe und Leipzig wird ein 
Informations-, Dokumentations- und Be-
gegnungszentrum entstehen und wer-
den bundesweite Veranstaltungsreihen 
durchgeführt und Ausstellungen konzi-
piert, um den Bürgerinnen und Bürgern 
den Rechtsstaat zu erklären, ihn zu ver-
stehen helfen und verloren gegangenes 
Vertrauen wiederherzustellen.

Gäste des Neujahrsempfanges 
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Gratulation für den Ehrenpräsidenten Dr. 
Dr. hc Günter Kröber

Für Leipzig ist die Standortentscheidung 
auch deshalb von Bedeutung, weil in 
dem zu errichtenden Gebäudekomplex 
zugleich die Juristenfakultät der Univer-
sität Leipzig in einem modernen, groß-
zügigen Neubaukomplex einziehen wird.

Zum Thema Zukunft der Juristenausbil-
dung in Sachsen kritisierte Dr. Detlef Ha-
selbach die Entscheidung aus dem Jahr 
2016 im Rahmen der Verabschiedung 
des Hochschulentwicklungsplanes 2025 
über die Schließung der juristischen Fa-
kultät an der Technischen Universität 
Dresden. Auch mit der deutlich erhöhten 
Anzahl von Studienplätzen an der Juri-
stenfakultät in Leipzig wird der allein in 
der Zeit bis 2030 entstehende Bedarf an 
voll ausgebildeten Juristen in der Justiz, 

der Verwaltung und der Anwaltschaft 
auch nicht annähernd gedeckt werden 
können. Er kündigte an, hierzu das Ge-
spräch mit dem Justizministerium und 
dem Wissenschaftsministerium zu su-
chen.

Der offizielle Teil des Neujahrsempfan-
ges schloss wieder mit einer Vereidigung 
junger Kolleginnen, die ihre Zulassungs-
urkunde vom Kammerpräsidenten und 
der Justizministerin ausgehändigt beka-
men. 

Glückwünsche und Beifall erhielt der 
Ehrenpräsident der RAK Sachsen, Dr. 
Dr. hc Günter Kröber, zu seinem 92. Ge-
burtstag, welchen er wenige Tage vor 
dem Empfang begehen konnte.

NEUES AUS BRÜSSEL UND EUROPA

ZUGANG ZUM RECHTSBEISTAND – EUGH

Der EuGH hat am 12. März 2020 ent-
schieden, dass die Richtlinie 2013/48/
EU über das Recht auf Zugang zu einem 
Rechtsbeistand im Lichte von Art. 47 
der EU-Grundrechtecharta dahingehend 
auszulegen ist, dass das Recht nicht da-
durch verzögert werden kann, dass der 
Verdächtigte bzw. Beschuldigte in der 
vorgerichtlichen Phase des Strafverfah-
rens nicht vor dem Untersuchungsrichter 
erscheint.
Im spanischen Ausgangsfall ging es um 
einen des Fahrens ohne Fahrerlaubnis 
und der Urkundenfälschung Verdäch-
tigen, der trotz Ladung nicht vor dem 
Untersuchungsrichter erschienen war, 
obwohl ein Haftbefehl gegen ihn vorlag. 
Der Zugang zum Rechtsbeistand sollte 
sodann übereinstimmend mit spani-
schem Recht bis zu dem Zeitpunkt aus-
gesetzt werden, zu dem der Haftbefehl 
gegen den Betroffenen vollzogen sei. 
Der EuGH hält diese Regelung für rechts-
widrig. Abweichungen von den Rechten 
der Richtlinie seien nur unter den in ih-
rem Art. 3 genannten, eng auszulegen-
den Ausnahmen zulässig. Gäbe es wei-
tere Ausnahmen, so liefe dies den Zielen 
und der Systematik der Richtlinie sowie 

ihrem Wortlaut zuwider, dem Recht 
würde seine praktische Wirksamkeit ge-
nommen. Diese Auslegung stehe ferner 
im Einklang mit den sich aus dem in Art. 
47 der Grundrechtecharta ergebenden 
Grundrecht auf wirksamen gerichtlichen 
Rechtsschutz.

EVALUIERUNGSBERICHT ZUR DSGVO AN-
GEKÜNDIGT – KOM 

Am 1. April 2020 hat die EU-Kommission 
einen Fahrplan veröffentlicht, mit dem 
sie ihren ersten Evaluierungsbericht zur 
Datenschutzgrundverordnung ankün-
digt, den sie nach Art. 97 DSGVO bis 
zum 25. Mai 2020 veröffentlichen muss. 
In diesem Bericht wird die Kommission 
insbesondere auch auf die Anwendung 
und die Wirkungsweise der Vorschriften 
über die Übermittlung personenbezo-
gener Daten an Drittländer eingehen. In 
den Bericht der Kommission fließen un-
ter anderem auch die Beiträge des EU-
Parlaments, des Rates und des Europä-
ischen Datenschutzausschusses (EDSA) 
ein. Zu der Roadmap bestand eine Stel-
lungnahmemöglichkeit bis zum 29. April 
2020. 

MITTEILUNGEN 01/2020

Umsatzsteuerliche Hinwei-
se für die Rechnungslegung 
durch und an Rechtsanwälte

Aktualisierte Handlungshinweise 
des Ausschusses Steuerrecht – Stand: 
März

Der Ausschuss Steuerrecht der BRAK 
überarbeitete seine umsatzsteuerlichen 
Hinweise für die Rechnungslegung durch 
und an Rechtsanwälte und berücksich-
tigte dabei insbesondere die aktuelle 
Rechtsprechung. Die Handlungshinweise 
(Stand: März 2020) finden Sie auf der 
Homepage der BRAK unter folgendem  
Link.

Auch für Rechtsanwältinnen und Rechts-
anwälte gelten die Regelungen des 
Umsatzsteuergesetzes, aus dem sich 
insbesondere Anforderungen für die zu 
stellenden Rechnungen, für den Vor-
steuerabzug und für den Umgang mit 
Reise- und Bewirtungskosten ergeben. 
Der Beitrag soll einen Überblick über die 
wichtigsten Regelungen geben und die 
sich daraus ergebenen Konsequenzen 
für die anwaltliche Praxis aufzeigen.

https://brak.de/die-brak/organisation/ausschuesse-und-gremien-der-brak/ausschuss-steuerrecht/
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Hinweise der BRAK für im Migrationsrecht tätige Rechtsanwältinnen 
und Rechtsanwälte zur Vertretung von Mandanten in Ankerzentren 
und während der Direktanhörung

Für Rechtsanwälte bringen die seit eini-
gen Jahren eingerichteten Ankerzentren 
erhebliche Probleme für die anwaltliche 
Vertretung während der persönlichen 
Anhörung im Asylverfahren nach § 25 
AsylG mit sich. Verschärft wird diese ver-
fahrensrechtliche Besonderheit durch die 
zeitgleich damit wieder aufgenommene 
Praxis der Direktanhörungen (§ 25 Abs. 
4 Satz 1 AsylG). Diese wurde 1992 ein-
geführt, jedoch später kaum noch prak-
tiziert. 

Zum Hintergrund der Ankerzentren 
(Zentren für Ankunft, Entscheidung und 
Rückführung) ist darauf hinzuweisen, 
dass die Asylsuchenden in diesen nach 
Möglichkeit bis zum unanfechtbaren Ab-
schluss des Asylverfahrens bzw. bis zum 
Eintritt der Vollziehbarkeit der Abschie-
bungsandrohung oder -anordnung bei 
offensichtlich unbegründeten Asylanträ-
gen oder in Dublin-Verfahren auf jeden 

Fall nach Bundesrecht bis zur Maximal-
frist von 18 Monaten (§ 47 Abs. 1 Satz 
1 AsylG) verpflichtet sind, sich in diesen 
aufzuhalten. 
Die Ankerzentren sind Teil der geplanten 
Maßnahmen der Europäischen Union, 
durch „regionale Ausschiffungszentren“ 
bzw. „regionale Ausschiffungsplattfor-
men“ („regional disembarkation plat-
forms“) oder sonstige Aufnahmelager 
an den Außengrenzen der Union Asylsu-
chenden nach Möglichkeit den Zugang 
zur Rechtsberatung und -vertretung 
während des Asylverfahrens zu versper-
ren oder zumindest zu erschweren.

Dementsprechend sind diese Zentren 
häufig in entlegenen Regionen ange-
siedelt, sodass bereits aus faktischen 
Gründen die Sicherstellung einer wirk-
samen anwaltlichen Vertretung nahezu 
unmöglich ist. So wird etwa insbesonde-
re im Bundesland Bayern versucht, den 

Zugang von Rechtsanwälten wie auch 
von nichtstaatlichen Organisationen zu 
Asylantragstellern in Ankerzentren zu 
erschweren. In diesem Zusammenhang 
ist auch der behördliche Beratungsdienst 
nach § 12a AsylG zu sehen, der im Au-
gust 2019 durch das Geordnete-Rück-
kehr-Gesetz eingeführt wurde. 
Die Bundesrechtsanwaltskammer möch-
te daher für migrationsrechtlich spezia-
lisierte Rechtsanwälte einige praktische 
Hinweise vorstellen und für die Bera-
tungs- und Vertretungspraxis anempfeh-
len. Diese sollen sicherstellen, dass der 
verfahrensrechtliche Anspruch der Asyl-
antragsteller auf wirksame Vertretung 
während der persönlichen Anhörung in 
den Asylverfahren gewährleistet werden 
kann.

Die Hinweise können auf der Homepage 
der RAK Sachsen www.rak-sachsen.de 
eingesehen werden.

FACHANWALTSCHAFTEN 01/2020

Bestellung in Fachanwaltsausschüsse der RAK Sachsen 

Fachanwaltsausschuss Migrationsrecht

- Wiederbestellung -
RAin Dr. Kati Lang, Dresden

RA Robert Ziolkowski, Görlitz

- Neubestellung - 
RAin Doreen Gläßer-Fathi, Dresden

RA Oliver Nießing, Dresden
Wir danken für das ehrenamtliche Enga-
gement.

RECHTSPRECHUNG 01/2020

RECHTSPRECHUNG

BGH: ANWALTLICHE PRÄGUNG DER 
TÄTIGKEIT EINES SYNDIKUS – MINDE-
STENS 60 % ERFORDERLICH

Für die anwaltliche Prägung des Ar-
beitsverhältnisses ist entscheidend, dass 
die anwaltliche Tätigkeit den Kern oder 

Schwerpunkt der Tätigkeit darstellt, 
mithin das Arbeitsverhältnis durch die 
anwaltliche Tätigkeit beherrscht wird. 
Ein Anteil von 65 % anwaltlicher Tätig-
keit liegt am unteren Rand des für eine 
anwaltliche Prägung des Arbeitsverhält-
nisses Erforderlichen. Dies hat der BGH 

in einem jüngst publizierten Urteil ent-
schieden, welches die Voraussetzungen 
der Zulassung als Syndikusrechtsanwäl-
tin oder -rechtsanwalt, insbesondere das 
Erfordernis der anwaltlichen Prägung der 
Tätigkeit gem. § 46 III BRAO betrifft.

http://www.rak-sachsen.de
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Der BGH bestätigt damit seine bisherige 
Rechtsprechung, dass eine anwaltliche 
Prägung von „mindestens 60 %, zeit-
weise eher 70 %“ der Tätigkeit ausrei-
chend sei (im konkret entschiedenen Fall 
waren es 65 %). Interessant sind zudem 
zwei weitere Feststellungen des BGH, 
mit denen er seine bisherige Rechtspre-
chung ergänzt:
Eine Gesamtvertretungsbefugnis hält 
der BGH nicht für zwingend erforder-
lich; auch das selbstständige Führen von 
Verhandlungen lasse auf eine Vertre-
tungsbefugnis schließen. Ausdrücklich 
verweist der BGH hierbei auf das zur 
früheren Rechtslage herausgegebene 
Merkblatt der Deutschen Rentenversi-
cherung Bund. Verhandlungen mit dem 
Betriebsrat sieht der BGH in diesem Kon-
text als verantwortliches Auftreten nach 
außen i.S.v. § 46 III Nr. 4 BRAO an, denn 
der Betriebsrat habe eigene Rechte und 
Zuständigkeiten.
BGH, Urt. v. 30.9.2019 – AnwZ (Brfg) 
63/17

ZUR FRAGE DER GEWERBLICHKEIT DER 
TÄTIGKEIT EINES EXTERNEN DATEN-
SCHUTZBEAUFTRAGTEN

1. �Ein externer Datenschutzbeauftragter 
übt auch dann, wenn er zugleich als 
Rechtsanwalt tätig ist, keinen in § 18 
Abs. 1 Nr. 1 EStG genannten Katalog-
beruf aus.

2. �Da ein Datenschutzbeauftragter ohne 
eine akademische Ausbildung tätig 

werden kann, übt er auch keine dem 
Beruf des Rechtsanwalts ähnliche Tä-
tigkeit i.S. des § 18 Abs. 1 Nr. 1 Satz 
2 EStG aus (Anschluss an BFH-Urteile 
vom 05.06.2003 - IV R34/01, BFHE 
202, 336, BStBl II 2003, 761; vom 
26.06.2003 - IV R 41/01, BFH/NV 
2003, 1557).

3. �Die Tätigkeit des externen Daten-
schutzbeauftragten ist auch nicht den 
sonstigen selbständigen Tätigkeiten 
i.S. des § 18 Abs. 1Nr. 3 EStG zuzu-
ordnen.

BFH, Urteil vom 14.01.2020 – VIII R 27/17

ZUR TARIFBEGÜNSTIGTEN VERÄUSSE-
RUNG EINER FREIBERUFLICHEN PRAXIS 

1. �Die tarifbegünstigte Veräußerung ei-
ner freiberuflichen Praxis (§ 18 Abs. 
3 i.V.m. § 34 EStG) setzt voraus, dass 
der Steuerpflichtige die wesentlichen 
vermögensmäßigen Grundlagen sei-
ner bisherigen Tätigkeit entgeltlich 
und definitiv auf einen Anderen über-
trägt. Hierzu muss der Veräußerer 
seine freiberufliche Tätigkeit in dem 
bisherigen örtlichen Wirkungskreis 
wenigstens für eine gewisse Zeit ein-
stellen. Wann eine „definitive“ Über-
tragung der wesentlichen Betriebs-
grundlagen vorliegt, hängt jeweils 
von den Umständen des Einzelfalls ab. 
Eine starre zeitliche Grenze, nach der 
die Tätigkeit steuerunschädlich wieder 
aufgenommen werden kann, besteht 

nicht. Dementsprechend ist auch kei-
ne „Wartezeit“ von mindestens drei 
Jahren einzuhalten (Anschluss an BFH-
Urteil vom 21.08.2018 - VIII R 2/15, 
BFHE 262, 380,BStBl II 2019, 64). 

2. �Grundsätzlich unschädlich ist es, wenn 
der Veräußerer als Arbeitnehmer oder 
als freier Mitarbeiter im Auftrag und 
für Rechnung des Erwerbers tätig 
wird. Auch eine geringfügige Fort-
führung der bisherigen freiberuflichen 
Tätigkeit steht der Annahme einer 
begünstigten Praxisveräußerung nicht 
entgegen (Anschluss an BFH-Urteil in 
BFHE 262, 380, BStBl II 2019, 64), und 
zwar auch dann nicht, wenn sie die 
Betreuung neuer Mandate umfasst 
(gegen BMF).

BFH, Beschluss vom 11.02.2020 – VIII B 
131/19

ZUM KAMMERBEITRAG

Eine Landesapothekerkammer ist aus 
höherrangigem Recht nicht verpflichtet 
in ihrer Beitragsordnung für Umsätze aus 
besonderen Geschäften - hier des Groß-
handels mit Arzneimitteln - einen privile-
gierenden Beitragsmaßstab zu schaffen 
oder diese Betriebstätigkeit beitragsfrei 
zu stellen.

SächsOVG, Urteil v. 5. Februar 2019 - 4 
A 29/17 - 
I. VG Chemnitz  - 4 K 787/13 -

AUS-  & WEITERBILDUNG 01/2020

Wichtiger Hinweis für alle Kolleginnen und Kollegen, 
die im Ausbildungszeitraum 2020 - 2023 ausbilden möchten!

Zur Abschlussprüfung ist gemäß § 11 
Abs. 1 Nr. 1 Prüfungsordnung zuzulas-
sen, wer die Ausbildungszeit zurückge-
legt hat oder wessen Ausbildungszeit 
nicht später als 2 Monate nach dem Prü-
fungstermin endet. Stichtag ist der Tag 
der mündlichen Prüfung. 

Im Jahr 2023 findet die letzte mündliche 
Abschlussprüfung voraussichtlich am 
06.07.2023 statt, so dass nur diejenigen 
Auszubildenden zur Abschlussprüfung 
im Sommer 2023 zugelassen werden 
können, deren Ausbildungsverhältnis 
spätestens am 06.09.2023 endet. En-
det das Ausbildungsverhältnis nach dem 

06.09.2023, kommt regelmäßig eine Zu-
lassung zur Prüfung erst im Winter 2023 
(November/Dezember) in Betracht. 

Das Ausbildungsjahr beginnt am 
31.08.2020, wir empfehlen daher mit 
der Ausbildung am 15.08.2020 zu be-
ginnen.
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Prüfungstermine 2020

Auszubildende zum/ zur Rechtsanwaltsfachangestellen

Schriftliche Prüfungen Mündliche Prüfungen Anmeldefrist

Abschlussprüfung 19./20./25.05.2020 14.-16.07.2020 01.03.2020

Abschlussprüfung/ 
Wiederholungsprüfung

03./04.11.2020 15./16.12.2020 01.10.2020

Zwischenprüfung 2020 24.11.2020 -
Anmeldeformulare werden 
unaufgefordert zugesandt

Ergebnisse Abschlussprüfung Rechtsanwaltsfachangestellte Winter 2019

Berufsschulen Gesamt

Prüflinge insgesamt: 25
davon von der Prüfung zurückgetreten: 2
davon nicht bestanden: 8 
 

  1 2 3 4 5 6 Ø

Geschäfts- und Leistungsprozesse 6 1 4 8 6 1 3,38

Rechtsanwendung im Rechtsanwaltsbereich 0 3 4 12 3 4 4,04

Vergütung und Kosten 4 4 7 8 1 2 3,15

Wirtschafts- und Sozialkunde 4 2 4 7 6 3 3,69

Mündliche Prüfung 0 4 7 7 4 2 3,71
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Ergebnisse der Zwischenprüfung 2019

Berufsschulen Gesamt

Prüflinge insgesamt: 89

  1 2 3 4 5 6 Ø

Kommunikation+Büroorganisation 1 13 31 30 14 0 3,48

Rechtsanwendung 0 4 27 29 27 2 3,95

Berufsschule Chemnitz
Prüflinge insgesamt: 18

  1 2 3 4 5 6 Ø

Kommunikation+Büroorganisation 0 4 4 8 2 0 3,44

Rechtsanwendung 0 1 8 4 4 1 3,77

Berufsschule Dresden
Prüflinge insgesamt: 32

  1 2 3 4 5 6 Ø

Kommunikation+Büroorganisation 0 2 8 11 11 0 3,97

Rechtsanwendung 0 1 14 9 8 0 3,75

Berufsschule Leipzig
Prüflinge insgesamt: 26

  1 2 3 4 5 6 Ø

Kommunikation+Büroorganisation 0 2 14 9 1 0 3,35

Rechtsanwendung 0 0 4 9 12 1 4,38

Umschüler RTG Bildungszentrum
Prüflinge insgesamt: 5

  1 2 3 4 5 6 Ø

Kommunikation+Büroorganisation 0 3 2 0 0 0 2,4

Rechtsanwendung 0 0 0 3 2 0 4,4
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Umschüler Schweiger & Schmitt 
Prüflinge insgesamt: 2

  1 2 3 4 5 6 Ø

Kommunikation+Büroorganisation 0 0 1 1 0 0 3,5

Rechtsanwendung 0 0 1 1 0 0 3,5

Umschüler Z&P Schulung 
Prüflinge insgesamt: 6

  1 2 3 4 5 6 Ø

Kommunikation+Büroorganisation 1 2 2 1 0 0 2,5

Rechtsanwendung 0 2 0 3 1 0 3,5

Aufstiegsfortbildung Geprüfter Rechtsfachwirt / Geprüfte Rechtsfachwirtin

Die Aufstiegsfortbildung wird nach unserer Kenntnis bspw. von folgenden Bildungsträgern angeboten: 

Volkshochschule im Landkreis Meißen e.V.
Sidonienstraße 1 a, 01445 Radebeul
Tel. 03 51/83 97 97 71, Fax: 03 51/8 30 14 76
E-Mail: gubsch@vhs-lkmeissen.de

Z&P Schulung GmbH
Rabensteinplatz 1, 04103 Leipzig
Tel. 03 41/2 26 31 14, Fax: 03 41/2 26 31 29
E-Mail: info@zp-schulung.de

SIMA-Projekt GmbH
Frau Bärbel Lehmann
Tel.: 0351/48272 11, Fax: 0351/48272 20
office@sima-projekt.com

WISTERA GmbH Wirtschafts-, Steuer- und Recht-Akademie
Annaberger Straße 105, 09120 Chemnitz
Tel. 03 71/3 06 888 18
E-Mail: Kontakt@wistera.de

Beuth Hochschule für Technik Berlin – Fernstudieninstitut
Luxemburger Straße 10, 13353 Berlin
Tel.: 0 30/45 04 21 74, Fax: 0 30/45 04 29 74, 
E-Mail: fsi@beuth-hochschule.de, www.beuth-hochschule.de/fsi

Die genauen Kurstermine und -bedingungen erfragen Sie bitte direkt bei den Bildungsträgern. 

Seminarangebot der RAK Sachsen 2020
Auf unserer Homepage www.rak-sachsen.de/Seminare 

finden Sie unser vollständiges Fortbildungsprogramm, tagaktuelle Änderungen 
sowie Inhaltsbeschreibungen zu den Seminaren. 

Zur Seminaranmeldung nutzen Sie bitte unsere Online-Anmeldung, 
welche vor der ersten Buchung eine einmalige Registrierung erfordert.

Wir informieren Sie regelmäßig über das aktuelle Seminarangebot mit unserem Newsletter. 
Das Formular zur Newsletteranmeldung finden Sie unter diesem LINK. 

Wir freuen uns auf Ihre Anmeldung!

http://www.rak-sachsen.de/Seminare
https://www.rak-sachsen.de/documents/2018/09/einwilligung-newsletter-rak-sachsen_stand-13-09-2018.pdf/
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Z&P Schulung GmbH
Rabensteinplatz 1, 04103 Leipzig,  www.zp-schulung.de
Ihre Ansprechpartnerin: Sandra Kunath  0341 / 22631-27
Zu individuellen Fördermöglichkeiten beraten wir Sie gern in einem persönlichen Gespräch. 

Starttermin:  28.05.2020

Dauer der Ausbildung: 24 Monate

Unterrichtszeiten: 1 x wöchentlich
17:00 – 20:15 Uhr

Samstag 
(aller 14 Tage)

08:00 – 15:00 Uhr

Aufstiegsfortbildung
Geprüfter Rechtsfachwirt
Geprüfte Rechtsfachwirtin

Glosse

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

als Familienrechtler erlebt man ja einiges. 
Ich sage immer, nichts Menschliches ist 
uns fremd. Was ich jedoch nun rein ver-
fahrensrechtlich bei einem Sächsischen 
Familiengericht erlebte, ist eigentlich 
lustig, wenn es nicht so traurig wäre. 
Ich vertrete eine gut verdienende Ehe-
frau, von der der Ehemann einen gut 
sechsstelligen Zugewinnausgleich und 
einen vierstelligen Ehegattenunterhalt 
haben möchte. Der Familienrichter war 
uns durchaus gewogen und schnitt der 

Gegenseite das rechtliche Gehör ab. 
Daraufhin stellte der Gegnervertreter 
einen Befangenheitsantrag, der positiv 
beschieden wurde. Da es sich um ein 
sehr kleines Familiengericht handelt, gibt 
es dort nur einen Familienrichter. Nach 
der Geschäftsordnung ging der Fall nun 
an einen reinen Zivilrichter. Dieser ist ge-
richtsintern dafür bekannt, dass er keine 
schwierigen Fälle mag. Nun hatte er sich 
mit einem reinen familienrechtlichen 

Verfahren zu befassen und erließ einen 
Hinweisbeschluss, der wie folgt lautet: 

„ ... Das Gericht ist einmal aus persön-
lichen Gründen hier äußerst befan-
gen, es wird aber das Gesetz einhal-
ten. Zum anderen weist es darauf hin, 
dass der Richter auf dem Kenntnisstand 
eines Anwalts für allgemeine Zivilsachen 
ist, also der sich mit Verkehrsunfälle und 
Mietsachen, Nachbarschaftsstreitig-
keiten etc. beschäftigt und keine Hin-

FORUM 01/2020
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weise geben kann, da ihm die Recht-
sprechung z.B. zur Verwirkung im Fami-
lienrecht daher nicht bekannt ist. Es wird 
daher gebeten vollständig vorzutragen 
und am besten neuere Rechtsprechung 
des Bundesgerichtshof zu zitieren. ...“

Auch dieser Richter schien uns grund-
sätzlich gewogen. Daraufhin beantragte 
der gegnerische Anwalt nochmals, auch 
diesen Richter wegen Befangenheit an-
zulehnen. Der Richter erklärte sich dann 
nochmals selbst für befangen. Sodann 
erließ die für den Befangenheitsantrag 
zuständige Richterin einen Hinweisbe-
schluss wie folgt:

„Es bedarf der Entscheidung durch einen 
unparteiischen Richter im regulären Ab-
lehnungsverfahren. 
§ 45 Abs. 2 ZPO, wonach der abgelehnte 
Richter selbst über das Ablehnungsge-
such entscheiden darf, ist hier nicht an-
wendbar. Vielmehr gilt § 48 ZPO, weil 
RiAG .... sich in seiner Hinweisverfügung 
vom .... selbst für befangen erklärt hat.
Inhaltlich sind hier keine Tatsachen ak-
tenkundig, die die Befangenheit des 
RiAG ... „aus persönlichen Gründen“ 

begründen könnten. Es scheint hier eher 
ein Fall von Unwilligkeit vorzuliegen.
Sollten unzureichende Kenntnisse auf 
dem Gebiet des Familienrechts zur Be-
gründung der Befangenheit ausreichen, 
so trifft dies auch auf meine Person zu. 
Seit meiner Referendarzeit im Jahr 1993 
war ich nicht mehr mit dieser Rechtsma-
terie befasst.“

Die Angelegenheit ging dann bis zum 
Oberlandesgericht, das entschied, dass 
der Richter den Fall zu bearbeiten habe. 
Er könne sich auch nicht selbst für befan-
gen erklären.

Daraufhin entschied nämlicher Richter 
mit Beschluss über die Ehescheidung 
und die Durchführung des Versorgungs-
ausgleichs und trennte die (schwierige) 
Folgesache Zugewinnausgleich und den 
(schwierigen) nachehelichen Unterhalt 
ab. Dagegen hat die Gegenseite dann 
Beschwerde zum Oberlandesgericht 
eingelegt. Dieses hat den Beschluss zur 
Ehescheidung und zum Versorgungs-
ausgleich aufgehoben und die Angele-
genheit an das erstinstanzliche Gericht 
zurückgewiesen. Nun liegt die Angele-

genheit wieder beim erstinstanzlichen 
Richter und es bewegt sich gar nichts.

Man muss sich nun vorstellen, dass die 
Angelegenheit wegen der Befangen-
heitsanträge seit dem Jahre 2017 bei Ge-
richt ist und noch immer keine Entschei-
dung getroffen wurde. 

Wie kann man einem auf Gerechtig-
keit hoffenden Mandanten ein solches 
Verhalten erklären? Dies sorgt nicht für 
Rechtsfrieden. Die Beteiligten haben er-
hebliche Gerichtskosten einbezahlt und 
könnten doch erwarten, dass ihre An-
gelegenheit ordnungsgemäß bearbeitet 
wird und auch künftig bearbeitet wer-
den wird.

Leider sind dies keine Einzelfälle. Für mei-
ne Mandantin arbeitet die Zeit positiv, so 
dass ich mich nicht veranlasst sehe, das 
Verfahren zu forcieren.

Rechtsanwältin  Karin Meyer-Götz
Fachanwältin für Familienrecht

Fachanwältin für Steuerrecht

Neue Fachanwälte

PERSONALIEN 01/2020

Arbeitsrecht

Norman Brunner Dresden Schindele, Gerstner & Collegen

Sabine Meffert Weinböhla

Daniel Mokwa Leipzig Arbeitskanzlei Gerhard

Christian Pille Dresden Rechtsanwälte Pille & Zastrow

Grit Zimmermann Marienberg Weinhold RA-GmbH

Bau- und Architektenrecht

Jennifer Nöbel Leipzig KurzSchmuck Rechtsanwälte GbR

Erbrecht

Steffen Gründig Zwickau Anwaltskanzlei Gründig

Familienrecht

Galina Behrens Leipzig Dr. Fingerle Rechtsanwälte

Ronny Leilich Dresden

Christoph Pietzsch Zschopau Rechtsanwaltskanzlei Zschocke

Diana Sperling Freiberg BSKP Rechtsanwälte

Informationstechnologierecht

Timo Schoos Leipzig ITB Rechtsanwaltsgesellschaft mbH

Medizinrecht

Patricia Wendler Chemnitz Rechtsanwälte Krumbholz & Kollegen 
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Miet- und Wohnungseigentumsrecht

Gabriel Fischer Leipzig

Antje Gerths Leipzig

Migrationsrecht

Carolin Helmecke Dresden

Sozialrecht

Claudia Wagner Dresden Schreiber Rechtsanwälte

Steuerrecht

Bianca Śliwińska Dresden Kanzlei Grobbel

Strafrecht

Henry Bartsch Plauen Ebersberger Meisen & Coll.

Janine Hilprecht Chemnitz

Vicky Neubert Leipzig Kanzlei Vicky Neubert

Verkehrsrecht

Robert Thees Riesa Anwaltskanzlei Haupt

BUCHBESPRECHUNGEN 01/2020

Buchbesprechungen

Handbuch der Anwaltshaftung 
unter Einbeziehung von 

Steuerberatern und 
Wirtschaftsprüfern

von Dr. Gero Fischer, VorsRiBGH a.D., 
Gerhard Vill, RiBGH a.D., 

Dr. Detlev Fischer, RiBGH a.D., 
Prof. Dr. Gerhard Pape, RiBGH, 

Bertin Chab, Rechtsanwalt und Lei-
tender Justitiar.

erschienen im ZAP Verlag
2019, 15. Auflage, 1000 Seiten, € 
139,00 ISBN 978-3-89655-943-2

Die Zahl der Schadensersatzforderun-
gen im Bereich der Anwaltshaftung 
ist ungebrochen hoch. Eine versäumte 
Berufungsfrist, falsch eingeschätzte Er-
folgsaussichten oder nicht berücksich-
tigte Beweismittel – und schon ist der 
Haftungsfall da.
Damit Sie im Fall der Fälle das Richtige 
tun, ist Spezialwissen gefragt. Denn das 
Anwaltshaftungsrecht ist eine komplexe, 
von der Rechtsprechung geprägte Mate-
rie und kaum zu überschauen.
Die aktualisierte Neuauflage des „Hand-
buch der Anwaltshaftung“ bietet Ihnen 
das gesamte Wissen für die fachgerechte 

Behandlung von Regressfällen. Das Stan-
dardwerk zu diesem Rechtsgebiet gibt 
Ihnen fundierte Antworten zu allen re-
levanten Aspekten der Anwaltshaftung 
– von der Vermeidung durch geeignete 
Vorsorgemaßnahmen bis zur Geltend-
machung und Abwehr.
Da in Haftungsprozessen der BGH die 
maßgebliche Entscheidungsinstanz ist, 
steht die aktuelle Rechtsprechung des 
IX. Zivilsenats – zuständig für Anwalts-
regresse und Haftung aus steuerlicher 
Beratung – im Mittelpunkt der Darstel-
lung, praxisrelevant aufbereitet von „In-
sidern“. Denn das Autorenteam besteht 
überwiegend aus ehemaligen langjähri-
gen Mitgliedern des IX. Senats.
Ebenfalls konsequent an der Praxis ori-
entiert ist der Aufbau des Handbuchs. 
Schritt für Schritt leitet Sie die Darstel-
lung durch die Prüfung eines Regres-
sanspruchs. Darüber hinaus erhalten Sie 
zahlreiche wichtige Informationen und 
weiterführende Hinweise:
• �Bedeutung haftungsrechtlicher Folgen, 

einschließlich der neuen Aspekte zur 
konsolidierten Schadensberechnung,

• �Möglichkeiten der Haftungsbeschrän-
kung (z.B. zur PartGmbB),

• �ein gesondertes Kapitel zur Berufshaft-
pflichtversicherung sowie

• �zahlreiche Checklisten zur Unterstüt-
zung der Haftungsprüfung.

Fazit: Das „Handbuch der Anwaltshaf-
tung“ ist eine unverzichtbare Hilfestel-
lung für Anwälte, Haftpflichtversiche-
rungen und Richter – sowohl zur Ver-
meidung als auch zur Abwicklung von 
Haftungsfällen.

ReNoSmart 
Die Online-Bibliothek für Kanzlei- 

und Notariatsmitarbeiter

ZAP Verlag 
Artikel Nr. 8074820

In kaum einem anderen Beruf ist es so 
wichtig, immer auf dem Laufenden zu 
sein, wie in dem der Rechtsanwalts- und 
Notarfachangestellten.
Wie gehen Sie und Ihre Kanzlei mit die-
ser Situation um? „Mut zur Lücke“ und 
hoffen, dass nichts schief geht? Hastig 
im Internet recherchieren mit der stän-
digen Unsicherheit, dass die gefundene 
Information längst veraltet und nicht 
rechtssicher sein könnte?
Damit ist jetzt Schluss, denn die erste 
Online-Bibliothek für ReNos ist da:
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In ReNoSmart finden Sie Ihre benötig-
ten Infos schnell, aktuell und rechtssi-
cher aus über 70 Fachbüchern und 6 
Periodika! ReNoSmart bietet Ihnen das 
gesammelte ReNo-Wissen aus drei Fach-
verlagen. Vollgepackt mit Themen wie 
Zwangsvollstreckung, ERV, Abrechnung 
plus viele weitere Rechtsgebiete und 
ReNo-Hilfen!

Bundesrechtsanwaltsordnung: BRAO
Weyland

Berufsordnung, Fachanwaltsord-
nung, Partnerschaftsgesellschafts-
gesetz, Recht für Anwälte aus dem 
Gebiet der Europäischen Union, Pa-

tentanwaltsordnung
Kommentar

10. Auflage 2020. Buch. XVIII, 2011 S. 
Hardcover (In Leinen)
Vahlen. ISBN 978-3-8006-5665-3

Neben der BRAO sind auch die Berufs-
ordnung für Rechtsanwälte und die Fach-
anwaltsordnung praxisgerecht erläutert. 
Enthalten ist ferner eine Kommentierung 
zum Partnerschaftsgesellschaftsgesetz 
sowie zur Patentanwaltsordnung. Dane-
ben informiert der Kommentar über das 
Recht der Anwälte aus dem Gebiet der 
EU. Kommentiert ist das Gesetz über die 
Tätigkeit europäischer Rechtsanwälte in 
Deutschland (EuRAG).
Die besonders sorgfältige Verarbeitung 
veröffentlichter, aber auch unveröffent-
lichter Entscheidungen erhöht den Wert 
der Kommentierung zusätzlich.

Vorteile auf einen Blick
• �Orientierung an der Rechtsprechung 

und herrschende Meinung
• �ausführlich
• �umfassend

Zur Neuauflage:
Die 10. Auflage erfasst die gesetzlichen 
Änderungen seit der Vorauflage, insbe-
sondere
• �Gesetz zur Neuordnung des Rechts der 

Syndikusanwälte
• �Beschluss des BVerfG zu § 59a BRAO 

zum Zusammenschluss mit Ärzten und 
Apothekern als Partnerschaft

• �Gesetz zur Umsetzung der RL über 
alternative Streitbeilegung in Verbrau-
cherangelegenheiten und zur Durch-
führung der VO über Online-Streitbei-
legung in Verbraucherangelegenheiten

• �Gesetz zur Umsetzung der Berufsaner-
kennungsRL und zur Änderung weite-
rer Vorschriften im Bereich der rechts-
beratenden Berufe

• �Gesetz zur Neuregelung des Schutzes 
von Geheimnissen bei der Mitwirkung 
Dritter an der Berufsausübung schwei-
gepflichtiger Personen

Wenzel, Handbuch des Fachanwalts 
Medizinrecht

4. Auflage 2020 2388 Seiten, gebun-
den, EUR 159, ISBN 978-3-472-08978-0

Das Handbuch erläutert umfassend die 
aktuellen Rechtsprobleme des Medizin-
rechts und stellt alle in der Anwender-
praxis relevanten Themen dar.

Neu in der 4. Auflage:

Ein neues Kapitel zur aktuellen Thematik 
der Telemedizin.
Das Versorgungsstärkungsgesetz (GKV-
VSG) und seine zahlreichen Änderungen 
in 2016.
Eigenständiger Teil zu den Problemen 
der Transplantation und Organspende.
Die Korruptionsbekämpfung im medizi-
nischen Bereich wird unter Berücksichti-
gung des neuen Antikorruptionsgeset-
zes dargestellt.

Besonderheit:

Das Werk enthält ein Glossar mit den 
medizinischen Fachbegriffen, sodass sich 
ohne weiteres Hinzuziehen medizini-
scher Fachliteratur in neue medizinische 
Problematiken eingearbeitet werden 
kann.

Eine Einführung in das österreichische 
und schweizerische Medizinrecht findet 
sich hier ebenfalls.

Die Herausgeber und Autoren:

Der Herausgeber, Rechtsanwalt Dr. Frank 
Wenzel, ist Seniorpartner in der Kanzlei 
Halm & Collegen in Köln und besitzt 
langjährige Erfahrung in der Betreuung 
haftungsrechtlicher Mandate auf Seiten 
der Leistungserbringer im Gesundheits-
wesen. Zudem ist er Lehrbeauftragter an 
der Hochschule Fresenius/Köln. Herr Dr. 
Wenzel ist Herausgeber und (Mit-)Autor 
verschiedener Handbücher und Verfas-
ser medizinrechtlicher Fachbeiträge.
Ihre Vorteile auf Wolters Kluwer Online:

Onlineausgabe des Werks - überall, je-
derzeit und schnell verfügbar - mit zu-
sätzlichem Zugriff auf die im Werk ver-
linkten, weiteren Wolters Kluwer Inhalte
Bereits ab dem ersten Abonnements er-
halten Sie Zugriff auf die umfangreiche 
Rechtsprechung- und Gesetzesdaten-
bank

Dieses Werk steht Ihnen ebenfalls als 
Mobilausgabe zur Nutzung in der App 
„Wolters Kluwer Online“ zur Verfügung 
(erhältlich im App Store und bei Google 
Play)

Unser aktives Portfolio-Management 
berücksichtigt fortlaufend die aktuellen 
Rechtsentwicklungen
Digitale Helfer wie die Such-Funktion, 
Dual View, Alerts und der Fassungsver-
gleich unterstützen Sie beim effizienten 
Arbeiten

https://www.renosmart.de/inhalte
https://www.renosmart.de/inhalte
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Anwalt in eigener Sache

RVG Aktuell 2020 Kurs 30258

Dozent: Horst-Reiner Enders Ort: Dresden
DIREKT-

BUCHUNG
Anerkennung:
Preis:

BRAK-Fortbildungszertifikat
175,00 €

Termin: Dienstag, 09.06.2020 von 09:00 bis 14:45 Uhr 
(inkl. 45 Min. Pause)

Arbeitsrecht

Schnittstellen zwischen Arbeitsrecht und Familienrecht Kurs 30285

Dozent: Dr. Andrea Wassermeyer, LL.M. Ort: Leipzig
DIREKT-

BUCHUNG
Anerkennung:
Preis:

§ 15 FAO, BRAK-Fortbildungszertifikat
185,00 €

Termin: Freitag, 12.06.2020 von 09:00 bis 14:45 Uhr 
(inkl. 45 Min. Pause)

Erbrecht

Einführung in die Praxis der Teilungsversteigerung Kurs 30239

Dozent: Johannes Kreutzkam Ort: Dresden
DIREKT-

BUCHUNG
Anerkennung:
Preis:

§ 15 FAO, BRAK-Fortbildungszertifikat
185,00 €

Termin: Dienstag, 23.06.2020 von 09:00 bis 16:00 Uhr 
(inkl. 1 Std. Pause)

Bilanzen lesen und verstehen - Grundlagen Kurs 30280

Dozent: Anita Tomisch Ort: Dresden
DIREKT-

BUCHUNG

Anerkennung:
Preis:

§ 15 FAO, BRAK-Fortbildungszertifikat
290,00 €

Termin: Dienstag, 30.06.2020 und 
Dienstag, 07.07.2020 
jeweils von 09:00 bis 14:45 Uhr (inkl. 45 Min. Pause)

Familienrecht

Schnittstellen zwischen Arbeitsrecht und Familienrecht Kurs 30285

Dozent: Dr. Andrea Wassermeyer, LL.M. Ort: Leipzig
DIREKT-

BUCHUNG
Anerkennung:
Preis:

§ 15 FAO, BRAK-Fortbildungszertifikat
185,00 €

Termin: Freitag, 12.06.2020 von 09:00 bis 14:45 Uhr 
(inkl. 45 Min. Pause)

Zwangsvollstreckung von Unterhaltsansprüchen Kurs 30265

Dozent: Stefan Geiselmann Ort: Dresden
DIREKT-

BUCHUNG
Anerkennung:
Preis:

§ 15 FAO, BRAK-Fortbildungszertifikat
175,00 €

Termin: Montag, 22.06.2020 von 09:00 bis 14:45 Uhr 
(inkl. 45 Min. Pause)

Einführung in die Praxis der Teilungsversteigerung Kurs 30239

Dozent: Johannes Kreutzkam Ort: Dresden
DIREKT-

BUCHUNG
Anerkennung:
Preis:

§ 15 FAO, BRAK-Fortbildungszertifikat
185,00 €

Termin: Dienstag, 23.06.2020 von 09:00 bis 16:00 Uhr 
(inkl. 1 Std. Pause)

Kindergeld für Familienrechtler Kurs 30274

Dozent: Ralph Jahn Ort: Dresden
DIREKT-

BUCHUNG
Anerkennung:
Preis:

§ 15 FAO, BRAK-Fortbildungszertifikat
185,00 €

Termin: Freitag, 26.06.2020 von 09:00 bis 16:00 Uhr 
(inkl. 1 Std. Pause)

SEMINARE FÜR RECHTSANWÄLTE | Buchung unter www.rak-sachsen.de/seminare

https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25476
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25476
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25493
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25493
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25470
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25470
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25490
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25490
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25493
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25493
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25481
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25481
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25470
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25470
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25486
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25486
http://www.rak-sachsen.de/seminare
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Bilanzen lesen und verstehen - Grundlagen Kurs 30280

Dozent: Anita Tomisch Ort: Dresden
DIREKT-

BUCHUNG

Anerkennung:
Preis:

§ 15 FAO, BRAK-Fortbildungszertifikat
290,00 €

Termin: Dienstag, 30.06.2020 und 
Dienstag, 07.07.2020 
jeweils von 09:00 bis 14:45 Uhr (inkl. 45 Min. Pause)

Gewerblicher Rechtsschutz

Aktuelle Entwicklungen im Design- und Formschutz Kurs 30282

Dozent: Dr. Markus Hoffmann Ort: Dresden
DIREKT-

BUCHUNG
Anerkennung:
Preis:

§ 15 FAO, BRAK-Fortbildungszertifikat
175,00 €

Termin: Donnerstag, 18.06.2020 von 09:00 bis 14:45 Uhr 
(inkl. 45 Min. Pause)

Handels- und Gesellschaftsrecht

Bilanzen lesen und verstehen - Grundlagen Kurs 30280

Dozent: Anita Tomisch Ort: Dresden
DIREKT-

BUCHUNG

Anerkennung:
Preis:

§ 15 FAO, BRAK-Fortbildungszertifikat
290,00 €

Termin: Dienstag, 30.06.2020 und 
Dienstag, 07.07.2020 
jeweils von 09:00 bis 14:45 Uhr (inkl. 45 Min. Pause)

Insolvenzrecht

Bilanzen lesen und verstehen - Grundlagen Kurs 30280

Dozent: Anita Tomisch Ort: Dresden
DIREKT-

BUCHUNG

Anerkennung:
Preis:

§ 15 FAO, BRAK-Fortbildungszertifikat
290,00 €

Termin: Dienstag, 30.06.2020 und 
Dienstag, 07.07.2020 
jeweils von 09:00 bis 14:45 Uhr (inkl. 45 Min. Pause)

Miet- u. Wohnungseigentumsrecht

RVG in Miet- und WEG-Sachen Kurs 30259

Dozent: Horst-Reiner Enders Ort: Dresden
DIREKT-

BUCHUNG
Anerkennung:
Preis:

§ 15 FAO, BRAK-Fortbildungszertifikat
175,00 €

Termin: Mittwoch, 10.06.2020 von 09:00 bis 14:45 Uhr 
(inkl. 45 Min. Pause)

Ausgewählte Probleme aus dem Wohnungseigentumsrecht Kurs 30268

Dozent: Dr. Peter Kieß Ort: Dresden
DIREKT-

BUCHUNG
Anerkennung:
Preis:

§ 15 FAO, BRAK-Fortbildungszertifikat
185,00 €

Termin: Donnerstag, 18.06.2020 von 09:00 bis 16:00 Uhr 
(inkl. 1 Std. Pause)

Sozialrecht

Praxisschwerpunkte und aktuelle Rechtsprechung im Schwerbehindertenrecht Kurs 30260

Dozent: Carina Habelt Ort: Chemnitz
DIREKT-

BUCHUNG
Anerkennung:
Preis:

§ 15 FAO, BRAK-Fortbildungszertifikat
185,00 €

Termin: Freitag, 19.06.2020 von 09:00 bis 16:00 Uhr 
(inkl. 1 Std. Pause)

https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25490
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25490
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25492
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25492
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25490
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25490
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25490
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25490
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25477
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25477
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25483
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25483
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Steuerrecht

Bilanzen lesen und verstehen - Grundlagen Kurs 30280

Dozent: Anita Tomisch Ort: Dresden
DIREKT-

BUCHUNG

Anerkennung:
Preis:

§ 15 FAO, BRAK-Fortbildungszertifikat
290,00 €

Termin: Dienstag, 30.06.2020 und 
Dienstag, 07.07.2020 
jeweils von 09:00 bis 14:45 Uhr (inkl. 45 Min. Pause)

Urheber- und Medienrecht

Aktuelle Entwicklungen im Design- und Formschutz Kurs 30282

Dozent: Dr. Markus Hoffmann Ort: Dresden
DIREKT-

BUCHUNG
Anerkennung:
Preis:

§ 15 FAO, BRAK-Fortbildungszertifikat
175,00 €

Termin: Donnerstag, 18.06.2020 von 09:00 bis 14:45 Uhr 
(inkl. 45 Min. Pause)

Verkehrsrecht

Aktuelles im Verkehrsrecht - Teil 1 Kurs 30244

Dozent: Stephan Stock Ort: Leipzig
DIREKT-

BUCHUNG
Anerkennung:
Preis:

§ 15 FAO, BRAK-Fortbildungszertifikat
195,00 €

Termin: Samstag, 27.06.2020 von 09:00 bis 17:45 Uhr 
(inkl. 1,25 Std. Pause)

Verwaltungsrecht

Aktuelles im Verkehrsrecht - Teil 1 Kurs 30244

Dozent: Stephan Stock Ort: Leipzig
DIREKT-

BUCHUNG
Anerkennung:
Preis:

§ 15 FAO, BRAK-Fortbildungszertifikat
195,00 €

Termin: Samstag, 27.06.2020 von 09:00 bis 17:45 Uhr 
(inkl. 1,25 Std. Pause)

SEMINARE FÜR MITARBEITER | Buchung unter www.rak-sachsen.de/seminare

RVG Aktuell 2020 Kurs 30258

Dozent: Horst-Reiner Enders Ort: Dresden
DIREKT-

BUCHUNG
Anerkennung:
Preis:

BRAK-Fortbildungszertifikat
175,00 €

Termin: Dienstag, 09.06.2020 von 09:00 bis 14:45 Uhr 
(inkl. 45 Min. Pause)

Lehrgang: Sachbearbeiter im Insolvenzrecht Kurs 30214

Dozent: Karin Scheungrab Ort: Dresden

DIREKT-
BUCHUNG

Anerkennung:
Preis:

BRAK-Fortbildungszertifikat
335,00 €

Termin: Montag, 15.06.2020 und 
Dienstag, 16.06.2020, 
jeweils von 09:00 bis 16:00 Uhr (inkl. 1 Std. Pause)
Prüfung optional möglich!

Einführung in die Praxis der Teilungsversteigerung Kurs 30239

Dozent: Johannes Kreutzkam Ort: Dresden
DIREKT-

BUCHUNG
Anerkennung:
Preis:

§ 15 FAO, BRAK-Fortbildungszertifikat
185,00 €

Termin: Dienstag, 23.06.2020 von 09:00 bis 16:00 Uhr 
(inkl. 1 Std. Pause)

https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25490
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25490
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25492
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25492
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25472
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25472
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25472
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25472
http://www.rak-sachsen.de/seminare
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25476
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25476
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25458
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25458
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25470
https://www.datev.de/cuonpu2/mandant/25/SeminarUebersichtLayout.jspx?seid=25470
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Nutzungsbedingungen für Seminare der Rechtsanwaltskammer Sachsen

Die Rechtsanwaltskammer Sachsen bietet Fortbildungsveranstaltungen für ihre Mitglieder und deren Beschäftigte an. 
Die in diesen Nutzungsbedingungen verwendeten Bezeichnungen gelten für Personen beiderlei Geschlechts. 

1. Zustandekommen des Vertrages

Für Ihre Teilnahme ist eine vorherige An-
meldung erforderlich. Ihr Angebot auf 
Abschluss eines Vertrages richten Sie 
bitte unter ausschließlicher Verwendung 
unserer Anmeldeformulare schriftlich 
oder per Telefax an: 

Rechtsanwaltskammer Sachsen
Seminarwesen
Glacisstraße 6 
01099 Dresden
Telefax: 0351 / 3 36 08 99

Möglich ist auch eine Online-Buchung 
auf unserer Homepage unter 
www.rak-sachsen.de (Menüpunkt „Se-
minare“).

Ein Vertrag mit uns kommt zustande, 
wenn wir das Angebot auf Abschluss des 
Vertrages ausdrücklich schriftlich oder 
per Telefax gegenüber dem Antragenden 
annehmen. Sie erhalten in diesem Fall 
ca. 3 Wochen vor dem Seminar, vorbe-
haltlich der Verfügbarkeit freier Plätze, 
von uns eine Seminarbestätigung, in 
der auch die konkrete Anschrift der Ta-
gungsräume angegeben wird. Erst jetzt 
ist Ihre Anmeldung verbindlich. Zugleich 
übersenden wir Ihnen die Rechnung (si-
ehe 2.).

Wir berücksichtigen die Anmeldungen 
in der Reihenfolge ihres Eingangs. Sollte 
das von Ihnen gewählte Seminar bereits 
ausgebucht sein, erhalten Sie von uns 
rechtzeitig eine Mitteilung. Ein Vertrag 
kommt in diesem Fall nicht zustande.

2. Seminarpreise, Rechnung, Fällig-
keit

Die von uns ausgewiesenen Seminar-
preise sind von der Umsatzsteuer befreit. 

Gemeinsam mit der Seminarbestätigung 
(siehe 1.) erhalten Sie eine gesonderte 
Rechnung. Der darin ausgewiesene 
Rechnungsbetrag ist mit Zugang der 
Rechnung fällig. Der Rechnungsbetrag 
ist auf das in der Rechnung angegebene 
Konto unter ausdrücklicher Angabe des 
dort benannten Verwendungszwecks zu 
überweisen. 

3. Veranstaltungsort

Als Veranstaltungsort ist im Seminarkata-
log und auf der Homepage die jeweilige 
Stadt angegeben. Die konkrete Anschrift 
der Tagungsräume wird Ihnen rechtzei-
tig vor Durchführung der Veranstaltung 
bekannt gegeben (Seminarbestätigung, 
siehe 1.).

Angepasst an die jeweiligen Teilnehmer-
zahlen behalten wir uns die kurzfristige 
Verlegung der Veranstaltung in andere 
Tagungsräume vor. Dies berechtigt nicht 
zur Stornierung des Seminars.

4. �Absage oder Programm- bzw. Do-
zentenwechsel

Wir behalten uns das Recht vor, die Ver-
anstaltung bei zu geringer Teilnehmer-
zahl, bei Ausfall bzw. Erkrankung des 
Dozenten, Hotelschließung oder höherer 
Gewalt abzusagen. 

Über notwendige Änderungen, insbe-
sondere Verlegung des Seminartermins, 
-ortes oder bei Dozentenwechsel, wer-
den die Teilnehmer rechtzeitig informiert.

Muss eine Veranstaltung abgesagt wer-
den, wird ein bereits gezahlter Seminar-
preis erstattet. Weitergehende Ansprü-
che sind ausgeschlossen.

5. Stornierung

Sollten Sie an der Teilnahme verhindert 
sein, bitten wir Sie, Ihre Anmeldung 
rechtzeitig schriftlich oder per Telefax zu 
stornieren. Für die Rechtzeitigkeit kommt 
es auf den Zugang der Stornierung bei 
der Rechtsanwaltskammer Sachsen an. 

Bei Stornierung innerhalb eines Zeit-
raumes von 8 bis 14 Tagen vor dem 
Veranstaltungstag wird eine pauschale 
Bearbeitungsgebühr in Höhe von 25,00 
€ (umsatzsteuerbefreit) erhoben. 

Bei Stornierung innerhalb von 7 Tagen 
vor dem Veranstaltungstag wird eine Se-
minarkostenpauschale nebst pauschaler 
Bearbeitungsgebühr in Höhe von ins-
gesamt 75,00 € (umsatzsteuerbefreit) 

erhoben, sofern eine tatsächliche und 
zwingende Verhinderung nachgewiesen 
wird. Anderenfalls ist der volle Seminar-
preis fällig. 

6. Teilnahmebescheinigung

Die Rechtsanwaltskammer Sachsen stellt 
Teilnahmebescheinigungen aus. Bitte be-
achten Sie, dass eine Bescheinigung nur 
dann ausgestellt wird, wenn Sie als Teil-
nehmer namentlich gemeldet sind und 
die vollständige Teilnahme am Veranstal-
tungstag auf beiden Anwesenheitslisten 
durch Ihre Unterschrift bestätigt haben. 
Wir weisen auf den Bescheinigungen die 
tatsächliche Teilnahmedauer aus.

Die Bescheinigungen werden entweder 
nach der Veranstaltung vor Ort ausgege-
ben oder postalisch versandt. Den elek-
tronischen Versand behalten wir uns vor. 

Unsere Fortbildungsveranstaltungen 
sind in der Regel als Pflichtfortbildung 
gemäß § 15 FAO geeignet. Für Mitglie-
der der Rechtsanwaltskammer Sachsen, 
die berechtigt sind, eine Fachanwaltsbe-
zeichnung zu führen, werden die auf der 
Teilnahmebescheinigung ausgewiesenen 
Fortbildungsstunden automatisch regis-
triert.

7. Begleitende Seminarunterlagen

Die Dozenten stellen Ihnen im Rahmen 
einer Vielzahl von Fortbildungsveran-
staltungen begleitende Seminarunter-
lagen zur Verfügung. Sie haben keinen 
Anspruch auf Aushändigung derartiger 
Seminarunterlagen. Sofern der jeweilige 
Dozent einwilligt, übergeben wir Ihnen 
diese Seminarunterlagen elektronisch vor 
oder nach dem Seminar. 

Die Seminarunterlagen sind urheber-
rechtlich geschützt. Jede Verwertung 
dieser Seminarunterlagen, insbesondere 
die Vervielfältigung und/oder Verbrei-
tung, auch nicht auszugsweise, ist ohne 
vorherige Einwilligung des Urhebers und 
der Rechtsanwaltskammer Sachsen un-
zulässig. 
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8. Datenschutz

Wir beachten die EU-Datenschutz-
grundverordnung und die bundes- und 
landesrechtlichen Vorschriften zum Da-
tenschutz. Uns übermittelte personenbe-
zogene Daten, wie z.B. Name, Adresse, 
Kontaktdaten, ggfs. Bankverbindung 
usw., werden zum Zwecke der Vertrags-
erfüllung oder zur Durchführung vorver-
traglicher Maßnahmen auf Anfrage der 
betroffenen Person, Art. 6 Abs. 1 b) EU-
DSGVO, verarbeitet. 

Im Übrigen gilt die Datenschutzerklärung 
für Seminare der Rechtsanwaltskammer 
Sachsen, abrufbar unter dem Link: www.
rak-sachsen.de/datenschutzerklaerung-
seminare/ und die allgemeine Daten-
schutzerklärung der Rechtsanwaltskam-
mer Sachsen, abrufbar unter dem Link:    
www.rak-sachsen.de/impressum/

9. Haftungsbeschränkung

Die Rechtsanwaltskammer Sachsen haf-
tet gegenüber den Teilnehmern nur, 
soweit ein Schaden auf einer grob fahr-
lässigen oder vorsätzlichen Pflichtverlet-
zung der Rechtsanwaltskammer Sachsen 
beruht. Die Haftung für einfache Fahr-
lässigkeit ist ausgeschlossen. Die vorste-
hende Haftungsbegrenzung gilt nicht bei 
einer Verletzung des Lebens, des Körpers 
oder der Gesundheit eines Teilnehmers. 
Die Rechtsanwaltskammer Sachsen haf-
tet für das Verschulden ihrer Erfüllungs-
gehilfen ebenfalls nach Maßgabe der 
vorstehenden Sätze.

Die Rechtsanwaltskammer Sachsen haf-
tet nicht für den Inhalt der Fortbildungs-
veranstaltung oder der begleitenden Ar-
beitsunterlagen, es sei denn Mitarbeiter 
der Rechtsanwaltskammer Sachsen oder 
Erfüllungsgehilfen handeln vorsätzlich 
oder grob fahrlässig. 

10. Widerrufsbelehrung

Widerrufsrecht
Verbraucher haben das Recht, diesen 
Vertrag binnen vierzehn Tagen ohne An-
gabe von Gründen zu widerrufen. Die 
Widerrufsfrist beginnt nach Erhalt dieser 
Belehrung in Textform, jedoch nicht vor 
Vertragsschluss.

Um Ihr Widerrufsrecht auszuüben, müs-
sen Sie uns (Rechtsanwaltskammer Sach-
sen, vertreten durch den Präsidenten, 
Seminarwesen, Glacisstraße 6, 01099 
Dresden, Telefon 0351/318590, Fax: 
0351/3360899, Email: seminare@rak-
sachsen.de) mittels einer eindeutigen Er-
klärung in Textform (z. B. ein mit der Post 
versandter Brief, Telefax oder E-Mail) 
über Ihren Entschluss, diesen Vertrag zu 
widerrufen, informieren. Sie können das 
Muster-Widerrufsformular verwenden, 
das jedoch nicht vorgeschrieben ist. Zur 
Wahrung der Widerrufsfrist reicht es aus, 
dass Sie die Mitteilung über die Aus-
übung des Widerrufsrechts vor Ablauf 
der Widerrufsfrist absenden. 

Folgen des Widerrufs
Wenn Sie diesen Vertrag widerrufen, ha-
ben wir Ihnen alle Zahlungen, die wir von 
Ihnen erhalten haben, einschließlich der 

Lieferkosten (mit Ausnahme der zusätz-
lichen Kosten, die sich daraus ergeben, 
dass Sie eine andere Art der Lieferung 
als die von uns angebotene, günstigste 
Standardlieferung gewählt haben), un-
verzüglich und spätestens binnen vier-
zehn Tagen ab dem Tag zurückzuzahlen, 
an dem die Mitteilung über Ihren Wider-
ruf dieses Vertrags bei uns eingegangen 
ist. Für diese Rückzahlung verwenden wir 
dasselbe Zahlungsmittel, das Sie bei der 
ursprünglichen Transaktion eingesetzt 
haben, es sei denn, mit Ihnen wurde aus-
drücklich etwas anderes vereinbart; in 
keinem Fall werden Ihnen wegen dieser 
Rückzahlung Entgelte berechnet. 
Haben Sie verlangt, dass die Dienstlei-
stungen während der Widerrufsfrist 
beginnen soll, so haben Sie uns einen 
angemessenen Betrag zu zahlen, der 
dem Anteil der bis zu dem Zeitpunkt, zu 
dem Sie uns von der Ausübung des Wi-
derrufsrechts hinsichtlich dieses Vertrags 
unterrichten, bereits erbrachten Dienst-
leistungen im Vergleich zum Gesamt-
umfang der im Vertrag vorgesehenen 
Dienstleistungen entspricht.

Besondere Hinweise
Ihr Widerrufsrecht erlischt mit Ihrer Zu-
stimmung vorzeitig, wenn der Vertrag 
von beiden Seiten auf Ihren ausdrück-
lichen Wunsch vollständig erfüllt ist, 
bevor Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt 
haben.

Ende der Widerrufsbelehrung

Stand der Nutzungsbedingungen: 24. 
Mai 2018

Datenschutzerklärung für Seminare der Rechtsanwaltskammer Sachsen 

Bitte nehmen Sie zunächst unserer allge-
meine Datenschutzerklärung zur Kennt-
nis Link: www.rak-sachsen.de/impres-
sum/ 

1. Verantwortlicher

Der Verantwortliche für die Verarbeitung 
der personenbezogenen Daten ist die 
Rechtsanwaltskammer Sachsen, Glacis-
straße 6, 01099 Dresden, vertreten durch 
den Präsidenten, Telefon 0351/318590, 
Fax: 0351/3360899, Email: info@rak-
sachsen.de

Der Datenschutzbeauftragte der RAK 

Sachsen  ist erreichbar unter der An-
schrift Glacisstraße 6, 01099 Dresden, Te-
lefon 0351/318590, Fax: 0351/3360899, 
Email: datenschutz@rak-sachsen.de 

2. Personenbezogene Daten

Folgende personenbezogene Daten wer-
den im Rahmen einer Seminarbuchung 
oder -anfrage für den Teilnehmer, ggfs. 
abweichenden Rechnungsadressaten 
bzw. sonstige Dritte verarbeitet: 

Name, Vorname, Titel, Kanzlei- bzw. 
Firmenname, ggfs. Mitgliedsnummer, 
Berufs- und Fachanwaltsbezeichnung, 

Adresse, elektronische Kontaktdaten 
(E-Mail, Telefon, Fax, beA, DE-Mail), 
Anmeldedaten (insb. Datum, Unter-
schrift), Daten zum bestellten Seminar, 
bei Seminarbuchung online zusätzlich: 
Benutzerkonto (Benutzername, -E-Mail, 
Registrierdatum), Anmeldedaten (insb. 
Mitgliedsnummer, Seminargutschein, 
ggfs. Bankverbindung).

Die Verarbeitung dieser Daten erfolgt 
zum Zwecke der Vertragserfüllung oder 
zur Durchführung vorvertraglicher Maß-
nahmen auf Anfrage der betroffenen 
Person, Art. 6 Abs. 1 b) EU-DSGVO. 
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Die Bereitstellung der personenbezo-
genen Daten sind für den Vertragsab-
schluss und die -erfüllung erforderlich. 
Sollten die angeforderten Daten nicht 
von Ihnen bereitgestellt werden, kann 
ein Vertrag nicht abgeschlossen werden. 

Daten zur Seminardurchführung und 
–abwicklung werden an folgende Emp-
fänger weitergegeben: 

Postdienstleister, Kreditinstitute zur Ein-
ziehung der Seminargebühr, ggfs. Ge-
richte und Behörden im Falle der Nicht-
zahlung, Co-Veranstalter von Seminaren, 
Teilnehmerlisten an Dozenten und Teil-
nehmer des Seminars, sonstige Dienst-
leister, die wir für die Durchführung des 
Seminars benötigen. 
Zur Erbringung unserer Dienstleistungen 
kann es erforderlich sein, personenbezo-
gene Daten zu verarbeiten, die wir von 
anderen Unternehmen oder sonstigen 
Dritten, z. B. Arbeitgeber, o.ä. zulässi-
gerweise und zu dem jeweiligen Zweck 
erhalten haben. Es erfolgt keine Über-
mittlung der personenbezogenen Daten 
an ein Drittland oder internationale Or-
ganisationen. 

Die Daten werden gespeichert zur Ver-
tragserfüllung und zur Erfüllung gesetz-
licher Aufbewahrungspflichten, läng-
stens bis zum Ablauf der steuer- und 
handelsrechtlichen Vorschriften, sofern 
Sie nicht ausdrücklich einer darüber hi-
nausgehenden Datenverwendung zuge-
stimmt haben. 

Sie haben gem. §§ 15 bis 21 EU-DSGVO 
die Rechte auf Auskunft, Berichtigung, 
Löschung, Einschränkung der Verarbei-
tung ihrer personenbezogenen Daten so-
wie das Recht auf Datenübertragbarkeit 
und das Widerspruchsrecht. 

Soweit besondere personenbezogene 
Daten auf Grundlage ihrer Einwilligung 

verarbeitet werden, können Sie ihre Ein-
willigung hierzu jederzeit widerrufen, 
ohne dass die Rechtmäßigkeit der auf-
grund der Einwilligung bis zum Widerruf 
erfolgten Verarbeitung berührt wird. Zur 
Wahrnehmung dieser Rechte wenden 
Sie sich an den o.g. Verantwortlichen.

Gemäß Art 77 EU-DSGVO besteht das 
Recht der Beschwerde bei der zuständi-
gen Aufsichtsbehörde: 
Sächsischer Datenschutzbeauftragter, 
Bernhard-von-Lindenau-Platz 1, 01067 
Dresden.

3. �Zusätzliche Informationen zu 
Seminarwesen Online

Das Portal zur Online-Seminarbuchung, 
das unter dem Link www.rak-sachsen.
de/seminare/ abrufbar ist, wird durch die 
Datev eG im Auftrag der Rechtsanwalts-
kammer Sachsen betrieben. Es besteht 
ein Auftragsverarbeitungs(AV)-Vertrag. 
Die Datev eG verpflichtet sich selbst in 
besonderer Weise dem Datenschutz. 
Mehr erfahren Sie unter diesem Link: 
www.datev.de/web/de/m/ueber-datev/
datenschutz/ 

Um unser Portal für die Online-Seminar-
buchung zu besuchen, müssen Sie keine 
Daten angeben. Wir speichern lediglich 
anonymisierte Zugriffsdaten ohne Perso-
nenbezug, wie z.B. Namen Ihres Interne-
tserviceproviders, die Seite, von der aus 
Sie uns besuchen oder den Namen der 
angeforderten Datei. Zur Datenerhebung 
können dabei Cookies eingesetzt wer-
den, die allerdings ebenfalls die Daten 
ausschließlich in anonymer oder  pseu-
donymer Form erheben und speichern 
und keinen Rückschluss auf Ihre Person 
erlauben.

Die Anwendung Seminarwesen Online 
stellt einen hohen Zugriffsschutz mittels 
der Authentifizierungsmethode von Be-

nutzername und Passwort sicher. 

Bei der Nutzung der Anwendung Semi-
narwesen Online können zudem zum 
Zwecke der Fehler- und Performancea-
nalyse sowie zum Nachvollzug durchge-
führter Transaktionen die folgenden Nut-
zerinformationen erhoben werden:

Identifikation des Nutzers (bei DATEV-
Benutzerkonto: Benutzername o.ä.), Zeit 
der Anfrage sowie unserer Antworten, 
übertragenes Datenvolumen, aufgeru-
fene Transaktionen (URLs), Fehlermel-
dungen der  Authentisierungsverfahren 
und Anwendungen.

Diese nutzerspezifischen Detailinformati-
onen werden maximal zwei Monate auf-
gehoben. Auswertungen dieser Daten 
finden ausschließlich für Recherchen im 
Fehlerfall oder bei Performanceproble-
men statt. 

Cookies sind kleine Datenmengen, die 
vom Betreiber einer Web-Seite auf Ihrem 
Rechner gespeichert werden. Bei Semi-
narwesen Online werden nur temporäre 
Cookies verwendet. Temporäre Cookies 
sind zeitlich begrenzt und enthalten Da-
ten wie beispielsweise eine Identifikati-
onsnummer (so genannte Session ID). 
Sie erlauben es dem Server, aufeinander 
folgende Anfragen des Browsers dem-
selben Benutzer zuzuordnen.

Über das DATEV-Benutzerkonto übermit-
telte Daten werden per SSL verschlüsselt. 
Für die Serverauthentifizierung und SSL-
Verschlüsselung werden Basismechanis-
men des Webbrowsers genutzt.

Die Datenschutzerklärung hat den Stand 
24. Mai 2018. Sie kann jederzeit der ak-
tuellen rechtlichen wie technischen Ent-
wicklung angepasst werden.
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Anzeigenpreise 2020

Für Anzeigen im Rundschreiben und auf der Homepage der RAK Sachsen gelten folgende Preise:

Kleinanzeigen werden nur online unter www.rak-sachsen.de/Kleinanzeigen veröffentlicht. 

Für Kleinanzeigen und gestaltete Anzeigen gelten die nachfolgenden Preise. Nach der Veröffentlichung erscheint die Anzeige 
für die Dauer von drei Monaten auf der Homepage. Danach wird die Anzeige gelöscht. Unter der benannten Internetadresse 
finden Sie ein Kleinanzeigenformular.

Gestaltete Anzeigen können zusätzlich in der zeitlich nächsten Ausgabe der Mitgliederzeitschrift KAMMERaktuell abge-
druckt werden, falls Sie diesen Wunsch in Ihrem Anzeigenauftrag angeben. Für den Abdruck in KAMMERaktuell ent-
stehen keine zusätzlichen Kosten.

1. Kleinanzeigen (ungestaltet, nur Fließtext) 

Nichtgewerbliche
Stellenangebote / -gesuche von Mitgliedern 

und Rechtsanwaltsfachangestellten 
Andere***

bis 400 Zeichen* ohne chiffre kostenfrei 30,00 €

über 400 Zeichen** ohne chiffre 30,00 € 50,00 €

bis 400 Zeichen* mit chiffre 50,00 € 70,00 €

über 400 Zeichen** mit chiffre 70,00 € 100,00 €

* 	 mit Leerzeichen (inkl. Kontaktdaten)
** 	 mit Leerzeichen (inkl. Kontaktdaten), maximal 800 Zeichen 
*** Anzeigen, die keine Stellenangebote bzw. -gesuche sind und sämtliche Anzeigen Dritter 

Hinweis: Anzeigen im Fließtext über 800 Zeichen (mit Leerzeichen) werden mit 125,00 € für Mitglieder und Rechtsanwalts-
fachangestellte bzw. 250,00 € für Andere berechnet. Die Größe der Anzeigen im Fließtext ist auf 1.500 Zeichen begrenzt. 
Größere Anzeigen werden wie gestaltete Anzeigen behandelt.

Für Nichtmitglieder erfolgt die Veröffentlichung der Anzeige nur gegen Vorkasse nach Rechnungslegung.

 
2. Gestaltete Anzeigen (mit Logo, Rahmen, Schriftzügen etc. – Formate: PDF, TIFF oder JPG)

Für Mitglieder und Rechtsanwaltsfachangestellte Andere

Ganze Seite 1.000,00 € 1.500,00 €

Halbe Seite 500,00 € 750,00 €

1/4 – Seite 250,00 € 500,00 €

1/8 – Seite (Mindestgröße) 125,00 € 250,00 €
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w w w . e r f o l g s k u r s - b i l d u n g s w e r k . d e

Darf ‘s  noch ein Seminar zum Kaffee sein?
Für die Pflichtfortbi ldung nach FAO bieten wir auch 

Themen aus folgenden Rechtsgebieten an:

Onlineseminare Verkehrsrecht/ Strafrecht

zusätzliche Onlineseminare Verkehrsrecht

zusätzliche Onlineseminare Strafecht

Rechtsanwaltsfachangestellter oder Rechtsfachwirt (m/w/d) in 
Dresden in Vollzeit oder Teilzeit kurzfristig gesucht

BÖHRET SEHMSDORF ist eine interdisziplinäre Kanzlei von Rechtsan-
wälten, Wirtschaftsprüfern und Steuerberatern mit Sitz in Dresden. Mit über 40 Kollegen, davon 14 Berufsträger, beraten wir überwiegend mit-
telständische Unternehmen aus dem In- und Ausland sowie deren Geschäftsführer und Gesellschafter in fast allen Fragen des Wirtschafts- und 
Steuerrechts. 

Wir bieten: 	 • �einen modernen Arbeitsplatz mit abwechslungsreicher Tätigkeit in bester Dresdner Innenstadt-Lage
	 • �leistungsgerechte Vergütung
	 • �unbefristete Arbeitsanstellung
	 • �flexible Arbeitszeiten
	 • �sehr gute Weiterbildungsmöglichkeiten einschließlich wöchentlicher Inhouse-Schulungen zur Vertiefung Ihrer englischen Sprach-

kenntnisse 
	 • �flache Hierarchien
	 • �ein ausgezeichnetes Betriebsklima in einem hochmotivierten und freundlichen Team 

Ihr Profil:	 • �abgeschlossene Ausbildung zur/zum Rechtsanwaltsfachangestellten oder Rechtsfachwirt/in und einschlägige Berufserfahrung
	 • �sicherer Umgang mit MS-Office 
	 • �Einsatzbereitschaft und Teamfähigkeit  
	 • �systematische, gewissenhafte und eigenverantwortliche Arbeitsweise 
	 • �idealerweise gute Englischkenntnisse für die Kommunikation mit unseren internationalen Geschäftspartnern
	 • �freundliches, sicheres und kompetentes Auftreten im täglichen Umgang mit Mandanten

Ihre Aufgaben 	• �Selbstständige Vor- und Nachbereitung von Dokumenten und Schriftverkehr
	 • �Fertigung von Schriftsätzen und Schreiben nach Diktat
	 • �Fristenüberwachung und Terminplanung und -kontrolle
	 • �Bearbeitung des Postein- und Postausgangs
	 • �Unterstützung der Juristen bei allen anfallenden operativen und organisatorischen Aufgaben

Haben wir Ihr Interesse geweckt? Dann übersenden Sie uns Ihre aussagekräftigen Bewerbungsunterlagen.
Kontakt und Bewerbung: �BÖHRET SEHMSDORF & Partner | Anke Marrs | Maxstraße 8, 01067 Dresden 

E-Mail: a.marrs(at)boehret-sehmsdorf.de | Tel. +49 351 866 85-54
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Onlineseminare Familienrech/ Erbrecht

Onlineseminare Arbeitsrecht

w w w . e r f o l g s k u r s - b i l d u n g s w e r k . d e

Darf ‘s  noch ein Seminar zum Kaffee sein?
Für die Pflichtfortbi ldung nach FAO bieten wir auch 

Themen aus folgenden Rechtsgebieten an:

Onlineseminare Verkehrsrecht/ Strafrecht

zusätzliche Onlineseminare Verkehrsrecht

zusätzliche Onlineseminare Strafecht

Die Fachanwaltskanzlei Kucklick Börger Wolf & Söllner liegt zentral in der Dresdner Neustadt und zählt mit derzeit 16 Rechtsanwältinnen und 
Rechtsanwälten zu den großen Anwaltssozietäten in Sachsen. Seit 1991 beraten und vertreten wir Unternehmen und Privatpersonen. Durch eine 
hohe Spezialisierung in allen wesentlichen Fachgebieten sind wir kompetente Partner in geschäftlichen und privaten Rechtsfragen.

Ab sofort suchen wir zur Verstärkung unseres Teams eine/n Rechtsanwaltsfachangestellte/n (w/m/d)

Wir … bieten Ihnen einen abwechslungsreichen Arbeitsplatz mit eigenverantwortlichem Aufgabenfeld in einer modernen Anwaltskanzlei 
und freundlichem, jungen Team. Ihre Einarbeitung und Unterstützung erfolgt durch unser erfahrenes und qualifiziertes Team. Neben einer 
leistungsgerechten Vergütung in Voll- bzw. Teilzeitanstellung erwarten Sie regelmäßige Mitarbeiteressen, kostenlose Physiotherapie für 
Mitarbeiter in der Kanzlei sowie vielseitige Teamevents. Unsere Büroräume sind modern und innenstadtnah gelegen. Direkt an der Elbe ist eine 
grüne Auszeit möglich. 

Sie … haben Berufserfahrungen als ReFa gesammelt, verfügen über eine schnelle Auffassungsgabe, arbeiten selbständig, sind belastbar und 
flexibel. Im Umgang mit Mandanten, Vorgesetzten und Mitarbeitern zeichnen Sie sich durch ein freundliches und zuvorkommendes Auftreten aus.

Ihr Aufgabenfeld … umfasst alle im Sekretariat eines Rechtsanwalts anfallenden Aufgaben wie z. B. Postbearbeitung, Schreiben nach Diktat, 
Fristenkontrolle, Terminvergabe und Mandantenbetreuung.

Wir freuen uns auf Ihre aussagekräftige Bewerbung.

Ihre vollständigen Bewerbungsunterlagen richten Sie bitte an: 
Kucklick Börger Wolf & Söllner | z. Hd. Frau Janet Raabe-Goldhahn, Palaisplatz 3, 01097 Dresden
E-Mail: bewerbung@dresdner-fachanwaelte.de
Im Internet finden Sie uns unter www.dresdner-fachanwaelte.de.
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Geschäftsstelle der Rechtsanwaltskammer Sachsen

Anschrift: 
Atrium am Rosengarten
Glacisstraße 6
01099 Dresden

Telefon: +49 (0)351 318 59 0
Telefax: +49 (0)351 336 08 99
E-Mail: info@rak-sachsen.de
Internet: www.rak-sachsen.de

RECHTS
ANWALTS
KAMMER
SACHSEN

Redaktionsschluss „KAMMERaktuell“ 2/2020: 31.10.2020

Rechtsanwältin
Jacqueline Lange, 
LL.M.
Geschäftsführerin

0351-31859 26

Rechtsanwalt
Jörg Freund
Referent, Berufsrecht, 
Ausbildung, Zulassung 
(A-L)
0351-31859 45

Rechtsanwalt
Jörg Ebert
Referent, Seminare
Juristenausbildung

0351-31859 31

Ass. jur.
Paul Engel
Referent, Berufsrecht 
& Zulassung (Q-Z),
Geldwäscheaufsicht
0351-31859 24

Roswitha Chlubek
Sekretariat,
Fachanwaltschaften

0351-31859 21

Kathleen Pfeiffer
Sachbearbeitung/ 
Berufsausbildung,
Referendarausbildung

0351-31859 28

Daniela Hielscher
Buchhaltung,
Anwaltsausweise

0351-31859 23

Kerstin Müller 
Sachbearbeitung/
Mitgliederverwaltung/ 
Zulassung (M-Z)

0351-31859 29

Britta Uhlmann 
Sachbearbeitung/
Berufsausbildung,
Seminare, 
Klausurenkurs
0351-31859 27

Rechtsanwältin
Diana Krumpolt
Referentin, Berufsrecht 
& Zulassung (I-P), 
Fachanwaltschaften 
0351-31859 46

Silke Keil
Sachbearbeitung/
Mitgliederverwaltung 
Zulassung (A-L)

0351-31859 25

Rita Dreiblatt
Sachbearbeitung/
Berufsrecht, 
Zweigstellen,
Gebührengutachten
0351-31859 40

Anne Gühmann
Sachbearbeitung/ 
Seminare

0351-31859 44

Rechtsanwalt
Rüdiger Soster
Referent,
Geldwäscheaufsicht

0351-31859-30
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>>70.000 Arbeitsplätze  
sind mit RA-MICRO  

ausgestattet – dem  
Vorbild sind wir einfach  

gefolgt. Wir sind  
sehr zufrieden mit  

dieser Entscheidung.<<

ReFa Roswitha Vent 
Kanzlei Grawert, Berlin

Jetzt informieren:  
ra-micro.de 
030 43598801

Digital effizienter arbeiten: Entdecken auch Sie die  
Anwender-Vorteile der RA-MICRO Kanzleisoftware.


